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I. Gesetze, Rechtsverordnungen, Verwaltungsbestimmungen

Sechstes Kirchengesetz zur Änderung
der Grundordnung der Evangelischen

Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz vom

21./24. November 2003

Vom 14. April 2018

Die Landessynode der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz hat unter Be-
achtung von Artikel 71 Abs. 2 der Grundordnung das
folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Grundordnung

Die Grundordnung der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom 21./24.
November 2003 (KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL
2003/3 S. 7), zuletzt geändert durch Kirchengesetz
vom 28. Oktober 2017 (KABl. S. 222), wird wie folgt
geändert:
1. Artikel 17 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Wahlberechtigt sind alle Mitglieder der Kir-
chengemeinde, die mindestens 14 Jahre alt sind.
Das Nähere, darunter Regelungen zur Wahlbe-
rechtigung und Wählbarkeit sowie zu Wahlperio-
den und Wahlterminen, wird kirchengesetzlich ge-
regelt.“
Absatz 3 entfällt.

2. Artikel 19 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„Zu Ältesten können nur Mitglieder der Kirchen-
gemeinde gewählt oder berufen werden, die
1. am Wahltag mindestens 18 Jahre alt sind,
2. am Leben der Kirchengemeinde teilnehmen

und bereit sind, über die innere und äußere Lage
der Kirchengemeinde Kenntnis und Urteil zu
gewinnen, und

3. konfirmiert oder in anderer Weise mit den
Grundlagen des christlichen Glaubens und des
kirchlichen Lebens vertraut gemacht sind.“

3. Artikel 19a Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Für die Gemeindekirchenratswahlen bis zum
31. Dezember 2022 und die sich daran anschlie-
ßenden Amtszeiten gelten abweichend von Arti-
kel 19 Absatz 2 Nummer 1 Jugendliche im Alter
von 16 bis 18 Jahren, die konfirmiert oder in an-
derer Weise mit den Grundlagen des christlichen
Glaubens und des kirchlichen Lebens vertraut ge-
macht sind, als zum Ältestenamt befähigt.“

4. Artikel 72 wird wie folgt gefasst:

„Artikel 72
Zusammensetzung

(1) Der Landessynode gehören an:
1. Mitglieder aus den Kirchenkreisen nach Ab-

satz 2,
2. die Bischöfin oder der Bischof,
3. die Generalsuperintendentinnen und General-

superintendenten sowie die geistliche Modera-
torin oder der geistliche Moderator,

4. die Präsidentin oder der Präsident und die
Pröpstin oder der Propst des Konsistoriums,

5. Superintendentinnen und Superintendenten
nach Absatz 3,

6. eine Lehrstuhlinhaberin oder ein Lehrstuhlin-
haber der Theologischen Fakultät der Hum-
boldt-Universität zu Berlin,

7. berufene Mitglieder nach Absatz 4 und
8. Vertreterinnen und Vertreter der Arbeitszwei-

ge, Einrichtungen und Werke nach Absatz 5.
(2) Für die Wahl der von den Kirchenkreisen zu
wählenden Mitglieder der Landessynode gilt Fol-
gendes:
1. Bei der Ermittlung der von jedem Kirchenkreis

zu wählenden Mitglieder wird die Zahl der Ge-
meindeglieder des Kirchenkreises zunächst mit
einem Gewichtungsfaktor multipliziert (Kir-
chenkreisprodukt). Dieser Faktor beträgt für
die Kirchenkreise des Sprengels, dessen Gebiet
vollständig oder zu wesentlichen Teilen im
Land Berlin liegt, 1, im übrigen 1,7.

2. Die Kirchenkreise wählen 46 Mitglieder der
Landessynode, die zum Zeitpunkt der Wahl
nicht bei kirchlichen Körperschaften, Einrich-
tungen und Werken beruflich tätig sein dürfen.
Für die Aufteilung dieser Mitglieder auf die
Kirchenkreise wird das Kirchenkreisprodukt
jedes Kirchenkreises mit 46 multipliziert und
durch die Summe aller Kirchenkreisprodukte
dividiert. Jeder Kirchenkreis kann zunächst so
viele Mitglieder der Landessynode wählen, wie
ganze Zahlen auf ihn entfallen. Weitere zu ver-
gebende Sitze sind den Kirchenkreisen in der
Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile, die
sich bei der Berechnung nach Satz 2 ergeben,
zuzuteilen. Nimmt ein auf diesem Wege ge-
wähltes Mitglied der Landessynode eine beruf-
liche Tätigkeit bei einer der in Satz 1 genannten
Dienststellen auf, endet die Mitgliedschaft in
der Landessynode.
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3. Die Kirchenkreise wählen in einem weiteren
Wahlgang 27 Mitglieder der Landessynode, die
zum Zeitpunkt der Wahl bei kirchlichen Kör-
perschaften, Einrichtungen oder Werken beruf-
lich tätig sind. Für die Aufteilung dieser Mit-
glieder auf die Kirchenkreise gilt Nr. 2 Sätze 2
bis 4 entsprechend, wobei an die Stelle des Fak-
tors 46 der Faktor 27 tritt. Scheidet ein auf die-
sem Wege gewähltes Mitglied der Landes-
synode aus der beruflichen Tätigkeit bei einer
der in Satz 1 genannten Dienststellen aus, endet
die Mitgliedschaft in der Landessynode, es sei
denn, die Kreissynode entscheidet Abweichen-
des.

4. Der Reformierte Kirchenkreis wählt abwei-
chend von Nummer 1 bis 3 ein Mitglied der
Landessynode, das nicht bei kirchlichen Ein-
richtungen, Körperschaften und Werken beruf-
lich tätig sein darf. Die Gemeindegliederzahl
des Reformierten Kirchenkreises bleibt bei der
Bestimmung der Zahl der Synodalen nach den
Nummern 1 bis 3 unberücksichtigt.

5. Die Mitglieder der Landessynode werden von
den Kreissynoden aus ihren ordentlichen Mit-
gliedern gewählt. Die Superintendentinnen und
Superintendenten stehen nicht zur Wahl.

6. Kirchenkreise können innerhalb des Sprengels
Wählgemeinschaften bilden. Auf Antrag eines
Kirchenkreises, der zwei Monate vor der Fest-
stellung der Zahl der Mitglieder der Kirchen-
gemeinde durch die Landessynode nach Num-
mer 7 eingegangen sein muss, bestimmt die
Landessynode eine Wählgemeinschaft, wenn
der Kirchenkreis weniger als zwei Mitglieder
der Landessynode zu wählen hätte.

7. Die Zahl der Kirchenmitglieder jedes Kirchen-
kreises wird von der Landessynode auf Vorlage
des Konsistoriums, das zuvor den Kreiskir-
chenrat anhört, festgestellt.

(3) Die Konvente der Superintendentinnen und Su-
perintendenten wählen aus ihren Mitgliedern unter
der Leitung der Generalsuperintendentin oder des
Generalsuperintendenten insgesamt acht Mitglie-
der der Landessynode. Für die Aufteilung dieser
Mitglieder auf die Sprengel gilt Absatz 2 Nr. 2 Sät-
ze 2 bis 4 entsprechend, wobei an die Stelle des
Faktors 46 der Faktor 8, an die Stelle des Kirchen-
kreises der Sprengel und an die Stelle des Kirchen-
kreisprodukts die Summe der Kirchenkreisproduk-
te des Sprengels tritt.
(4) Der Ältestenrat beruft im Benehmen mit der
Kirchenleitung für die folgende Amtszeit der Lan-
dessynode bis zu zwölf Mitglieder der Landessy-
node, darunter zwei in der kirchlichen Jugendarbeit
ehrenamtlich tätige Jugendliche, die zum Zeit-
punkt der Bildung der Landessynode mindestens
16 und höchstens 26 Jahre alt sind; dabei kann in
Ämter nach Artikel 74 Abs.1 sowie 84 Abs. 2 nur
gewählt werden, wer die Befähigung zum Ältes-
tenamt besitzt. Bei den Berufungen ist die regio-
nale Gliederung zu beachten und zu berücksichti-

gen, dass die Zahl der bei kirchlichen Körperschaf-
ten, Einrichtungen oder Werken beruflich Tätigen
unter den Mitgliedern der Landessynode kleiner
sein soll als die Hälfte der Mitgliederzahl.
(5) Die sechs Vertreterinnen und Vertreter der
kirchlichen Arbeitszweige, Einrichtungen und
Werke werden wie folgt bestimmt:
1. Das Diakonische Werk Berlin-Brandenburg-

schlesische Oberlausitz und das Berliner Mis-
sionswerk bestimmen je ein Mitglied der Lan-
dessynode; weiterhin gehört die oder der Be-
auftragte der Landeskirche für die Arbeit mit
Kindern und Jugendlichen der Landessynode
an.

2. Der Ältestenrat stellt die übrigen kirchlichen
Arbeitszweige, Einrichtungen und Werke zu-
sammen und ordnet sie einem der Bereiche
a) Bildung,
b) Gemeinde,
c) Mission, Seelsorge und andere kirchliche

Arbeitsbereiche
zu. Der Ältestenrat entscheidet, welches Organ
für die Unterbreitung eines Wahlvorschlages
zuständig oder zu bilden ist, und fordert diese
Organe auf, jeweils eine Kandidatin oder einen
Kandidaten für die Wahl zu benennen und dem
Vorschlag eine Erklärung der Kandidatin oder
des Kandidaten beizufügen, dass diese oder
dieser für die Wahl zur Verfügung steht. Die
Landessynode wählt im letzten Jahr ihrer Amts-
zeit für jeden Bereich jeweils ein Mitglied der
Landessynode für die kommende Amtszeit aus
den für den Bereich vorliegenden Personalvor-
schlägen. Dabei hat jedes Mitglied der Landes-
synode für jeden Bereich eine Stimme. Gewählt
ist in jedem Bereich die Kandidatin oder der
Kandidat mit den meisten Stimmen. Die zwei
stellvertretenden Mitglieder sind die Kandida-
tinnen und Kandidaten in jedem Bereich ent-
sprechend der Stimmenzahl. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet in der Reihenfolge das
Los.

(6) Für jedes ordentliche Mitglied nach Absatz 1
Nr. 1 und 5 bis 8 werden zwei stellvertretende Mit-
glieder bestellt. Scheidet ein ordentliches oder ein
stellvertretendes Mitglied aus, bestellt das entsen-
dende Organ für den Rest der Amtszeit eine Nach-
folgerin oder einen Nachfolger. Scheidet ein Mit-
glied nach Absatz 1 Nr. 8 aus, so rückt die nach
Absatz 5 gewählte Person mit der nächsthöheren
Stimmenzahl für den Rest der Amtszeit nach; das-
selbe gilt für stellvertretende Mitglieder.
(7) Die nicht ordinierten Mitglieder der Landessy-
node müssen zum Ältestenamt befähigt sein. Alle
Mitglieder müssen im Bereich der Evangelischen
Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlau-
sitz wohnen. Zieht ein Mitglied aus dem Bereich
der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz fort oder verliert ein zum
Ältestenamt befähigtes Mitglied diese Befähigung,
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endet die Mitgliedschaft in der Landessynode. Bei
Mitgliedern nach Absatz 1 Nr. 1 endet die Mit-
gliedschaft in der Landessynode, wenn die Mit-
gliedschaft in der Kreissynode vorzeitig endet, so-
fern die Kreissynode nichts anderes beschließt. Bei
Mitgliedern nach Absatz 4 und 5 endet die Mit-
gliedschaft mit dem Wegfall der für die Wahl maß-
geblichen Umstände, sofern der Ältestenrat nichts
anderes beschließt. Die Sätze 1 bis 5 gelten auch
für stellvertretende Mitglieder.
(8) Die Hauptmitarbeitervertretung ist berechtigt,
eine Vertreterin oder einen Vertreter als Gast mit
Rederecht in die Landessynode zu entsenden. Die
Mitglieder des Kollegiums mit Ausnahme der in
Absatz 1 Nr. 4 genannten, die Referatsleiterinnen
und Referatsleiter sowie die Referentinnen und
Referenten des Konsistoriums dürfen der Landes-
synode nicht angehören. Sie nehmen an den Ta-
gungen der Landessynode beratend teil.
(9) Für das Ruhen der Mitgliedschaft gilt Arti-
kel 19 Abs. 4 entsprechend.“

5. Artikel 97 wird gestrichen.
6. Es wird folgender Artikel 102 eingefügt:

„Artikel 102
Rechnungsprüfung

(1) Die Rechnungen sowie die Haushalts- und
Wirtschaftsführung der Landeskirche und der un-
ter ihrer Aufsicht stehenden Körperschaften, Wer-
ke und Einrichtungen unterliegen der Rechnungs-
prüfung durch unabhängige, öffentlich-rechtliche
kirchliche Prüfungseinrichtungen.
(2) Nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmun-
gen können die Prüfungseinrichtungen sonstige
Zusammenschlüsse und rechtlich selbstständige
Einrichtungen kirchlicher Körperschaften in pri-
vatrechtlicher Form sowie andere Einrichtungen
prüfen.
(3) Die Prüfungseinrichtungen sind bei der Durch-
führung ihrer Aufgaben unabhängig und nur dem
Gesetz unterworfen.
(4) Stellung und Befugnisse der Prüfungseinrich-
tungen sowie das Verfahren der Prüfung werden
durch Kirchengesetz geregelt.“

Artikel 2
In-Kraft-Treten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Mai 2018 in Kraft.

Berlin, den 14. April 2018
Sigrun Neuwerth

(L. S.) Präses

*

Nachstehend geben wir das Kirchengesetz über den
Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland
bekannt:

Kirchengesetz über den 
Datenschutz der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (EKD-

Datenschutzgesetz – DSG-EKD)

Vom 15. November 2017

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland
hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf Grund
des Artikels 10 Absatz 1, des Artikels 10 Absatz 2
Buchstabe a und des Artikels 10a Absatz 1 der Grund-
ordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland das
folgende Kirchengesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht
Präambel

Kapitel 1 Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Schutzzweck
§ 2 Anwendungsbereich
§ 3 Seelsorgegeheimnis und Amtsverschwiegen-

heit
§ 4 Begriffsbestimmungen
Kapitel 2 Verarbeitung personenbezogener Da-
ten
§ 5 Grundsätze
§ 6 Rechtmäßigkeit der Verarbeitung
§ 7 Rechtmäßigkeit der Zweckänderung
§ 8 Offenlegung an kirchliche oder öffentliche

Stellen
§ 9 Offenlegung an sonstige Stellen
§ 10 Datenübermittlung an und in Drittländer oder

an internationale Organisationen
§ 11 Einwilligung
§ 12 Einwilligung Minderjähriger in Bezug auf

elektronische Angebote kirchlicher Stellen
§ 13 Verarbeitung besonderer Kategorien perso-

nenbezogener Daten
§ 14 Verarbeitung von personenbezogenen Daten

über strafrechtliche Verurteilungen und Straf-
taten

§ 15 Verarbeitung, für die eine Identifizierung der
betroffenen Person nicht erforderlich ist

Kapitel 3 Rechte der betroffenen Person
§ 16 Transparente Information, Kommunikation
§ 17 Informationspflicht bei unmittelbarer Daten-

erhebung
§ 18 Informationspflicht bei mittelbarer Datenerhe-

bung
§ 19 Auskunftsrecht der betroffenen Person

76 Kirchliches Amtsblatt Nr. 5/2018



§ 20 Recht auf Berichtigung
§ 21 Recht auf Löschung
§ 22 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung
§ 23 Informationspflicht bei Berichtigung, Lö-

schung oder Einschränkung der Verarbeitung
§ 24 Recht auf Datenübertragbarkeit
§ 25 Widerspruchsrecht
Kapitel 4 Pflichten der verantwortlichen Stellen
und Auftragsverarbeiter
§ 26 Datengeheimnis
§ 27 Technische und organisatorische Maßnahmen,

IT-Sicherheit
§ 28 Datenschutz durch Technikgestaltung und da-

tenschutzfreundliche Voreinstellungen
§ 29 Gemeinsam verantwortliche Stellen
§ 30 Verarbeitung von personenbezogenen Daten

im Auftrag
§ 31 Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten
§ 32 Meldung von Verletzungen des Schutzes per-

sonenbezogener Daten an die Aufsichtsbehör-
de

§ 33 Benachrichtigung der von einer Verletzung
des Schutzes personenbezogener Daten betrof-
fenen Person

§ 34 Datenschutz-Folgenabschätzung
§ 35 Audit und Zertifizierung
Kapitel 5 Örtlich Beauftragte für den Daten-
schutz
§ 36 Bestellung der örtlich Beauftragten für den Da-

tenschutz
§ 37 Stellung
§ 38 Aufgaben
Kapitel 6 Unabhängige Aufsichtsbehörden
§ 39 Errichtung der Aufsichtsbehörden und Bestel-

lung der Beauftragten für den Datenschutz
§ 40 Unabhängigkeit
§ 41 Tätigkeitsbericht
§ 42 Rechtsstellung
§ 43 Aufgaben
§ 44 Befugnisse
§ 45 Geldbußen
Kapitel 7 Rechtsbehelfe und Schadensersatz
§ 46 Recht auf Beschwerde
§ 47 Rechtsweg
§ 48 Schadensersatz durch verantwortliche Stellen
Kapitel 8 Vorschriften für besondere Verarbei-
tungssituationen
§ 49 Verarbeitung personenbezogener Daten bei

Dienst- und Arbeitsverhältnissen
§ 50 Verarbeitung personenbezogener Daten für

wissenschaftliche und statistische Zwecke

§ 51 Verarbeitung personenbezogener Daten durch
die Medien

§ 52 Videoüberwachung öffentlich zugänglicher
Räume

§ 53 Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen
Kapitel 9 Schlussbestimmungen
§ 54 Ergänzende Bestimmungen
§ 55 Übergangsregelungen
§ 56 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Präambel
Dieses Kirchengesetz wird erlassen in Ausübung des
verfassungsrechtlich garantierten Rechts der evange-
lischen Kirche, ihre Angelegenheiten selbstständig in-
nerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes
zu ordnen und zu verwalten. Dieses Recht ist europa-
rechtlich geachtet und festgeschrieben in Artikel 91
und Erwägungsgrund 165 Verordnung EU 2016/679
des Europäischen Parlaments und des Rates vom
27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum frei-
en Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) sowie Ar-
tikel 17 Vertrag über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union (AEUV). In Wahrnehmung dieses
Rechts stellt dieses Kirchengesetz den Einklang mit
der Datenschutz-Grundverordnung her und regelt die
Datenverarbeitung im kirchlichen und diakonischen
Bereich. Die Datenverarbeitung dient der Erfüllung
des kirchlichen Auftrags.

Kapitel 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Schutzzweck

Zweck dieses Kirchengesetzes ist es, die einzelne Per-
son davor zu schützen, dass sie durch den Umgang mit
ihren personenbezogenen Daten in ihrem Persönlich-
keitsrecht beeinträchtigt wird.

§ 2
Anwendungsbereich

(1)  Dieses Kirchengesetz gilt für die Verarbeitung
personenbezogener Daten durch die Evangelische
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse, alle weiteren kirchli-
chen juristischen Personen des öffentlichen Rechts so-
wie die ihnen zugeordneten kirchlichen und diakoni-
schen Dienste, Einrichtungen und Werke ohne Rück-
sicht auf deren Rechtsform (kirchliche Stelle). Die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse stellen
sicher, dass auch in den ihnen zugeordneten Diensten,
Einrichtungen und Werken dieses Kirchengesetz so-
wie die zu seiner Ausführung und Durchführung er-
lassenen weiteren Bestimmungen Anwendung finden.
Die Evangelische Kirche in Deutschland und die
Gliedkirchen führen jeweils für ihren Bereich eine
Übersicht über die kirchlichen Werke und Einrichtun-
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gen mit eigener Rechtspersönlichkeit, für die dieses
Kirchengesetz gilt. In die Übersicht sind Name, An-
schrift, Rechtsform und Tätigkeitsbereich der kirchli-
chen Werke und Einrichtungen aufzunehmen.

(2)  Dieses Kirchengesetz gilt für die ganz oder teil-
weise automatisierte Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten sowie die nichtautomatisierte Verarbeitung
personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem
gespeichert sind oder gespeichert werden sollen.
(3)  Dieses Kirchengesetz findet Anwendung auf die
Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen
der Tätigkeit einer kirchlichen Stelle oder in deren
Auftrag, unabhängig vom Ort der Verarbeitung.
(4)  Dieses Kirchengesetz findet keine Anwendung auf
die Verarbeitung personenbezogener Daten durch na-
türliche Personen zur Ausübung ausschließlich per-
sönlicher oder familiärer Tätigkeiten.
(5)  Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gehen
denen des Verwaltungsverfahrens- und Zustellungs-
gesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland
vor, soweit bei der Ermittlung des Sachverhaltes per-
sonenbezogene Daten verarbeitet werden.
(6)  Soweit andere Rechtsvorschriften, die kirchliche
Stellen anzuwenden haben, die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten regeln, gehen sie diesem Kir-
chengesetz vor.

§ 3
Seelsorgegeheimnis und Amtsverschwiegenheit

Aufzeichnungen, die in Wahrnehmung eines kirchli-
chen Seelsorgeauftrages erstellt werden, dürfen Drit-
ten nicht zugänglich sein. Die besonderen Bestim-
mungen über den Schutz des Beicht- und Seelsorge-
geheimnisses bleiben unberührt. Gleiches gilt für die
sonstigen Verpflichtungen zur Wahrung gesetzlicher
Geheimhaltungs- und Verschwiegenheitspflichten
oder von Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen,
die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen.

§ 4
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Kirchengesetzes bezeichnet der Aus-
druck:

1. „personenbezogene Daten" alle Informationen,
die sich auf eine identifizierte oder identifizier-
bare natürliche Person (im Folgenden „betroffene
Person") beziehen; identifizierbar ist eine natür-
liche Person, die direkt oder indirekt, insbeson-
dere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie ei-
nem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standort-
daten, zu einer Online-Kennung oder zu einem
oder mehreren besonderen Merkmalen identifi-
ziert werden kann, die Ausdruck der physischen,
physiologischen, genetischen, psychischen, wirt-
schaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität
dieser natürlichen Person sind;

2. „besondere Kategorien personenbezogener Da-
ten“

a) alle Informationen, aus denen religiöse oder
weltanschauliche Überzeugungen einer na-
türlichen Person hervorgehen, ausgenommen
Angaben über die Zugehörigkeit zu einer Kir-
che oder einer Religions- oder Weltanschau-
ungsgemeinschaft,

b) alle Informationen, aus denen die rassische
und ethnische Herkunft, politische Meinun-
gen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit ei-
ner natürlichen Person hervorgehen,

c) genetische Daten,
d) biometrische Daten zur eindeutigen Identifi-

zierung einer natürlichen Person,
e) Gesundheitsdaten,
f) Daten zum Sexualleben oder der sexuellen

Orientierung einer natürlichen Person.
3. „Verarbeitung" jeden mit oder ohne Hilfe auto-

matisierter Verfahren ausgeführten Vorgang oder
jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang
mit personenbezogenen Daten wie das Erheben,
das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die
Speicherung, die Anpassung oder Veränderung,
das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die
Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung
oder eine andere Form der Bereitstellung, den
Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschrän-
kung, das Löschen oder die Vernichtung;

4. „Einschränkung der Verarbeitung" die Markie-
rung gespeicherter personenbezogener Daten mit
dem Ziel, ihre künftige Verarbeitung einzu-
schränken;

5. „Profiling" jede Art der automatisierten Verar-
beitung personenbezogener Daten, die darin be-
steht, dass diese personenbezogenen Daten ver-
wendet werden, um bestimmte persönliche As-
pekte, die sich auf eine natürliche Person bezie-
hen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte be-
züglich Arbeitsleistung, wirtschaftlicher Lage,
Gesundheit, persönlicher Vorlieben, Interessen,
Zuverlässigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort oder
Ortswechsel dieser natürlichen Person zu analy-
sieren oder vorherzusagen;

6. „Pseudonymisierung" die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten in einer Weise, dass die per-
sonenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung zu-
sätzlicher Informationen nicht mehr einer spezi-
fischen betroffenen Person zugeordnet werden
können, sofern diese zusätzlichen Informationen
gesondert aufbewahrt werden und technischen
und organisatorischen Maßnahmen unterliegen,
die gewährleisten, dass die personenbezogenen
Daten nicht einer identifizierten oder identifizier-
baren natürlichen Person zugewiesen werden;

7. „Anonymisierung“ die Verarbeitung personen-
bezogener Daten derart, dass die Einzelangaben
über persönliche oder sachliche Verhältnisse
nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismäßig
hohen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft
einer betroffenen Person zugeordnet werden kön-
nen;
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8. „Dateisystem" jede strukturierte Sammlung per-
sonenbezogener Daten, die nach bestimmten Kri-
terien zugänglich sind, unabhängig davon, ob die-
se Sammlung zentral, dezentral oder nach funk-
tionalen oder geografischen Gesichtspunkten ge-
ordnet geführt wird;

9. „verantwortliche Stelle" die natürliche oder ju-
ristische Person, kirchliche Stelle im Sinne von
§ 2 Absatz 1 Satz 1 oder sonstige Stelle, die allein
oder gemeinsam mit anderen über die Zwecke
und Mittel der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten entscheidet;

10. „Auftragsverarbeiter" eine natürliche oder juris-
tische Person, kirchliche oder sonstige Stelle, die
personenbezogene Daten im Auftrag der verant-
wortlichen Stelle verarbeitet;

11. „Empfänger" eine natürliche oder juristische Per-
son, kirchliche oder sonstige Stelle, der perso-
nenbezogene Daten offengelegt werden, unab-
hängig davon, ob es sich bei ihr um einen Dritten
handelt oder nicht;

12. „Dritter" eine natürliche oder juristische Person,
kirchliche oder sonstige Stelle, außer der betrof-
fenen Person, der verantwortlichen Stelle, dem
Auftragsverarbeiter und den Personen, die unter
der unmittelbaren Verantwortung der kirchlichen
Stelle oder des Auftragsverarbeiters befugt sind,
die personenbezogenen Daten zu verarbeiten;

13. „Einwilligung" jede freiwillig für den bestimm-
ten Fall, in informierter Weise und unmissver-
ständlich abgegebene Willensbekundung der be-
troffenen Person in Form einer Erklärung oder
einer sonstigen eindeutigen bestätigenden Hand-
lung, mit der die betroffene Person zu verstehen
gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betref-
fenden personenbezogenen Daten einverstanden
ist;

14. „Verletzung des Schutzes personenbezogener
Daten" eine Verletzung der Sicherheit, die, ob
unbeabsichtigt oder unrechtmäßig, zur Vernich-
tung, zum Verlust, zur Veränderung oder zur un-
befugten Offenlegung von oder zum unbefugten
Zugang zu personenbezogenen Daten führt, die
übermittelt, gespeichert oder auf sonstige Weise
verarbeitet wurden;

15. „genetische Daten" personenbezogene Daten zu
den ererbten oder erworbenen genetischen Ei-
genschaften einer natürlichen Person, die eindeu-
tige Informationen über die Physiologie oder die
Gesundheit dieser natürlichen Person liefern und
insbesondere aus der Analyse einer biologischen
Probe der betreffenden natürlichen Person ge-
wonnen wurden;

16. „biometrische Daten" mit speziellen technischen
Verfahren gewonnene personenbezogene Daten
zu den physischen, physiologischen oder verhal-
tenstypischen Merkmalen einer natürlichen Per-
son, die die eindeutige Identifizierung dieser na-
türlichen Person ermöglichen oder bestätigen,
wie Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten;

17. „Gesundheitsdaten" personenbezogene Daten,
die sich auf die körperliche oder geistige Gesund-
heit einer natürlichen Person, einschließlich der
Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen,
beziehen und aus denen Informationen über deren
Gesundheitszustand hervorgehen;

18. „Drittland“ einen Staat, in dem die Datenschutz-
Grundverordnung keine Anwendung findet.

19. „Unternehmen“ eine natürliche oder juristische
Person, die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt,
unabhängig von ihrer Rechtsform, einschließlich
Personen-, Kapitalgesellschaften oder Vereini-
gungen, die regelmäßig einer wirtschaftlichen
Tätigkeit nachgehen;

20. „Beschäftigte“
a) die in einem Pfarrdienst- oder in einem kirch-

lichen Beamtenverhältnis oder in einem sons-
tigen kirchlichen öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis stehenden Personen,

b) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, ein-
schließlich der Leiharbeitnehmerinnen und
Leiharbeitnehmer im Verhältnis zum Entlei-
her,

c) zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte,
d) Teilnehmende an Leistungen zur Teilhabe

am Arbeitsleben sowie an Abklärungen der
beruflichen Eignung oder Arbeitserprobun-
gen (Rehabilitationen),

e) Beschäftigte in anerkannten Werkstätten für
Menschen mit Behinderungen,

f) nach dem Bundesfreiwilligen- oder dem Ju-
gendfreiwilligendienstgesetz oder in ver-
gleichbaren Diensten Beschäftigte,

g) Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen
Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnliche
Personen anzusehen sind; zu diesen gehören
auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die
ihnen Gleichgestellten,

h) Bewerbende für ein Beschäftigungsverhält-
nis sowie Personen, deren Beschäftigungs-
verhältnis beendet ist;

21. „IT-Sicherheit“ den Schutz der mit Informations-
technik verarbeiteten Daten insbesondere vor un-
berechtigtem Zugriff, vor unerlaubten Änderun-
gen und vor der Gefahr des Verlustes, um deren
Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit zu
gewährleisten.

Kapitel 2
Verarbeitung personenbezogener Daten

§ 5
Grundsätze

(1)  Personenbezogene Daten sind nach folgenden
Grundsätzen zu verarbeiten:
1. Rechtmäßigkeit, Verhältnismäßigkeit, Verarbei-

tung nach Treu und Glauben, Transparenz;
2. Zweckbindung: Personenbezogene Daten werden

für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke
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erhoben. Sie dürfen nicht in einer mit diesen Zwe-
cken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverar-
beitet werden. Eine Weiterverarbeitung für im
kirchlichen Interesse liegende Archivzwecke, für
wissenschaftliche oder historische Forschungs-
zwecke oder für statistische Zwecke gilt als ver-
einbar mit den ursprünglichen Zwecken;

3. Datenminimierung: Die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten wird auf das dem Zweck angemes-
sene und notwendige Maß beschränkt; personen-
bezogene Daten sind zu anonymisieren oder zu
pseudonymisieren, soweit dies nach dem Verwen-
dungszweck möglich ist und keinen im Verhältnis
zu dem angestrebten Schutzzweck unverhältnis-
mäßigen Aufwand erfordert;

4. Richtigkeit: Personenbezogene Daten müssen
sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem
neuesten Stand sein. Es sind alle angemessenen
Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene
Daten, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Ver-
arbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht
oder berichtigt werden;

5. Speicherbegrenzung: Personenbezogene Daten
werden in einer Form gespeichert, die die Identi-
fizierung der betroffenen Personen nur so lange er-
möglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verar-
beitet werden, erforderlich ist. Personenbezogene
Daten dürfen länger gespeichert werden, soweit sie
für die Zwecke des Archivs, der wissenschaftli-
chen und historischen Forschung sowie der Statis-
tik verarbeitet werden;

6. Integrität und Vertraulichkeit: Personenbezogene
Daten werden in einer Weise verarbeitet, die eine
angemessene Sicherheit gewährleistet, einschließ-
lich des Schutzes vor unbefugter oder unrechtmä-
ßiger Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädi-
gung.

(2)  Die verantwortliche Stelle muss die Einhaltung
der Grundsätze nachweisen können (Rechenschafts-
pflicht).

§ 6
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung

Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn mindestens
eine der nachstehenden Bedingungen erfüllt ist:
1. eine Rechtsvorschrift erlaubt die Verarbeitung der

personenbezogenen Daten oder ordnet sie an;
2. die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der

Verarbeitung der sie betreffenden personenbezo-
genen Daten für einen oder mehrere bestimmte
Zwecke gegeben;

3. die Verarbeitung ist zur Erfüllung der Aufgaben
der verantwortlichen Stelle erforderlich, ein-
schließlich der Ausübung kirchlicher Aufsicht,

4. die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer
sonstigen Aufgabe erforderlich, die im kirchlichen
Interesse liegt,

5. die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Ver-
trags, dessen Vertragspartei die betroffene Person

ist, oder zur Durchführung vorvertraglicher Maß-
nahmen erforderlich, die auf Anfrage der betroffe-
nen Person erfolgt;

6. die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen
Verpflichtung erforderlich, der die kirchliche Stel-
le unterliegt;

7. die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswich-
tige Interessen der betroffenen Person oder einer
anderen natürlichen Person zu schützen;

8. die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten
Interessen eines Dritten erforderlich, sofern nicht
die schutzwürdigen Interessen der betroffenen Per-
son überwiegen, insbesondere dann, wenn diese
minderjährig ist.

§ 7
Rechtmäßigkeit der Zweckänderung

(1)  Die Verarbeitung zu einem anderen Zweck als zu
demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten ur-
sprünglich erhoben wurden (Zweckänderung), ist nur
rechtmäßig, wenn
1. eine kirchliche Rechtsvorschrift dies vorsieht

oder zwingend voraussetzt,
2. eine staatliche Rechtsvorschrift dies vorsieht und

kirchliche Interessen nicht entgegenstehen;
3. die betroffene Person eingewilligt hat;
4. offensichtlich ist, dass sie im Interesse der be-

troffenen Person liegt, und kein Grund zu der An-
nahme besteht, dass diese in Kenntnis des ande-
ren Zweckes ihre Einwilligung verweigern wür-
de;

5. Angaben der betroffenen Person überprüft wer-
den müssen, weil Anhaltspunkte für deren Un-
richtigkeit bestehen;

6. die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen
entnommen werden können oder die verantwort-
liche Stelle sie veröffentlichen darf, es sei denn,
dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen
Person an dem Ausschluss der Zweckänderung
offensichtlich überwiegt;

7. Grund zu der Annahme besteht, dass andernfalls
die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages ge-
fährdet würde;

8. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beein-
trächtigung der Rechte einer anderen Person er-
forderlich ist;

9. sie zur Durchführung wissenschaftlicher For-
schung erforderlich ist, das wissenschaftliche In-
teresse an der Durchführung des Forschungsvor-
habens das Interesse der betroffenen Person an
dem Ausschluss der Zweckänderung erheblich
überwiegt und der Zweck der Forschung auf an-
dere Weise nicht oder nur mit unverhältnismäßi-
gem Aufwand erreicht werden kann oder

10. sie für statistische Zwecke zur Erfüllung des
kirchlichen Auftrages erforderlich ist.

(2)  In anderen Fällen muss die kirchliche Stelle fest-
stellen, ob die Zweckänderung mit dem Zweck, zu
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dem die personenbezogenen Daten ursprünglich er-
hoben wurden, vereinbar ist. Dabei berücksichtigt sie
unter anderem
1. jede Verbindung zwischen den Zwecken, für die

die personenbezogenen Daten erhoben wurden,
und den Zwecken der beabsichtigten Weiterverar-
beitung;

2. den Zusammenhang, in dem die personenbezoge-
nen Daten erhoben wurden, insbesondere hinsicht-
lich des Verhältnisses zwischen den betroffenen
Personen und der kirchlichen Stelle;

3. die Art der personenbezogenen Daten, insbeson-
dere ob besondere Kategorien personenbezogener
Daten verarbeitet werden oder ob personenbezo-
gene Daten über strafrechtliche Verurteilungen
und Straftaten gemäß § 14 verarbeitet werden;

4. die möglichen Folgen der beabsichtigten Weiter-
verarbeitung für die betroffenen Personen;

5. das Vorhandensein geeigneter Garantien, zu denen
die Verschlüsselung, die Pseudonymisierung oder
die Anonymisierung gehören kann.

(3)  Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt nicht
vor, wenn sie der Wahrnehmung von Visitations-,
Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rechnungs-
prüfung, der Revision oder der Durchführung von Or-
ganisationsuntersuchungen für die verantwortliche
Stelle dient. Das gilt auch für die Verarbeitung zu
Ausbildungs- und Prüfungszwecken durch die verant-
wortliche Stelle, soweit nicht überwiegende schutz-
würdige Interessen der betroffenen Person entgegen-
stehen.
(4)  Personenbezogene Daten, die ausschließlich für
Zwecke der Datenschutzkontrolle, der Datensiche-
rung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen
Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert
werden, dürfen nur für diese Zwecke verwendet wer-
den.
(5)  Die Verarbeitung von besonderen Kategorien per-
sonenbezogener Daten für andere Zwecke ist nur
rechtmäßig, wenn die Voraussetzungen vorliegen, die
eine Verarbeitung nach § 13 Absatz 2 zulassen.

§ 8
Offenlegung an kirchliche oder öffentliche Stellen
(1)  Die Offenlegung von personenbezogenen Daten
an kirchliche Stellen ist zulässig, wenn
1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der of-

fenlegenden oder der empfangenden kirchlichen
Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und

2. die Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 6 vorlie-
gen.

(2)  Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Of-
fenlegung trägt die offenlegende verantwortliche Stel-
le. Erfolgt die Offenlegung auf Ersuchen der empfan-
genden kirchlichen Stelle, trägt diese die Verantwor-
tung. In diesem Fall prüft die offenlegende verant-
wortliche Stelle nur, ob das Ersuchen im Rahmen der
Aufgaben der datenempfangenden kirchlichen Stelle

liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung
der Rechtmäßigkeit der Offenlegung besteht.
(3)  Die datenempfangende kirchliche Stelle darf die
offengelegten Daten für den Zweck verarbeiten, zu
dessen Erfüllung sie ihr offengelegt werden. Eine Ver-
arbeitung für andere Zwecke ist nur unter den Vor-
aussetzungen des § 7 zulässig.
(4)  Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Ab-
satz 1 offengelegt werden dürfen, weitere personen-
bezogene Daten der betroffenen oder einer anderen
Person so verbunden, dass eine Trennung nicht oder
nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die
Offenlegung auch dieser Daten zulässig, soweit nicht
berechtigte Interessen der betroffenen oder einer an-
deren Person an deren Geheimhaltung offensichtlich
überwiegen; eine Nutzung dieser Daten ist unzulässig.
(5)  Absatz 4 gilt entsprechend, wenn personenbezo-
gene Daten innerhalb einer kirchlichen Stelle weiter-
gegeben werden.
(6)  Personenbezogene Daten dürfen an Stellen ande-
rer öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften of-
fengelegt werden, wenn das zur Erfüllung der Aufga-
ben erforderlich ist, die der offenlegenden oder der
empfangenden Stelle obliegen, und sofern sicherge-
stellt ist, dass bei der empfangenden Stelle ausrei-
chende Datenschutzmaßnahmen getroffen werden
und nicht offensichtlich berechtigte Interessen der be-
troffenen Person entgegenstehen.
(7)  Personenbezogene Daten dürfen an Behörden und
sonstige öffentliche Stellen des Bundes, der Länder
und der Gemeinden und der sonstigen der Aufsicht des
Bundes oder eines Landes unterstehenden juristischen
Personen des öffentlichen Rechts offengelegt werden,
wenn dies eine Rechtsvorschrift zulässt oder dies zur
Erfüllung der Aufgaben erforderlich ist, die der offen-
legenden Stelle obliegen, und offensichtlich berech-
tigte Interessen der betroffenen Person nicht entge-
genstehen.
(8)  Die datenempfangenden Stellen nach Absatz 6
und 7 dürfen die offengelegten Daten nur für den
Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie ihnen of-
fengelegt werden. Die offenlegende Stelle hat sie da-
rauf hinzuweisen.

§ 9
Offenlegung an sonstige Stellen

(1)  Die Offenlegung von personenbezogenen Daten
an sonstige Stellen oder Personen ist zulässig, wenn
1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der of-

fenlegenden kirchlichen Stelle liegenden Aufga-
ben erforderlich ist und die Voraussetzungen vor-
liegen, die eine Verarbeitung nach § 8 zulassen,
oder

2. eine Rechtsvorschrift dies zulässt oder
3. die datenempfangenden Stellen oder Personen ein

berechtigtes Interesse an der Kenntnis der offen-
zulegenden Daten glaubhaft darlegen und die be-
troffene Person kein schutzwürdiges Interesse an
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dem Ausschluss der Offenlegung hat, es sei denn,
dass Grund zu der Annahme besteht, dass durch die
Offenlegung die Wahrnehmung des Auftrags der
Kirche gefährdet würde.

(2)  Das Offenlegen von besonderen Kategorien per-
sonenbezogener Daten ist abweichend von Absatz 1
Nummer 3 nur zulässig, soweit dies zur Geltendma-
chung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher An-
sprüche erforderlich ist.
(3)  Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Of-
fenlegung trägt die offenlegende kirchliche Stelle;
durch Kirchengesetz oder durch kirchliche Rechtsver-
ordnung kann die Offenlegung von der Genehmigung
einer anderen kirchlichen Stelle abhängig gemacht
werden.
(4)  In den Fällen der Offenlegung nach Absatz 1
Nummer 3 unterrichtet die offenlegende kirchliche
Stelle die betroffene Person von der Offenlegung ihrer
Daten. Dies gilt nicht, wenn damit zu rechnen ist, dass
sie davon auf andere Weise Kenntnis erlangt oder die
Wahrnehmung des Auftrages der Kirche gefährdet
würde.
(5)  Die datenempfangenden Stellen und Personen
dürfen die offengelegten Daten nur für den Zweck
verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie ihnen offengelegt
werden. Die offenlegende Stelle hat sie darauf hinzu-
weisen.

§ 10
Datenübermittlung an und in Drittländer

oder an internationale Organisationen

(1)  Jede Übermittlung personenbezogener Daten in
Drittländer oder an internationale Organisationen, die
bereits verarbeitet werden oder nach ihrer Übermitt-
lung verarbeitet werden sollen, ist über die weiteren
Voraussetzungen der Datenverarbeitung hinaus nur
zulässig, wenn
1. die EU-Kommission ein angemessenes Daten-

schutzniveau entsprechend den Bestimmungen des
Artikel 45 Absatz 2 Datenschutz-Grundverord-
nung festgestellt hat,

2. als geeignete Garantien Standarddatenschutzklau-
seln verwendet werden, die von der Kommission
gemäß dem Prüfverfahren nach Artikel 93 Ab-
satz 2 Datenschutz-Grundverordnung erlassen
oder genehmigt worden sind.

(2)  Falls die Voraussetzungen des Absatz 1 nicht vor-
liegen, ist die Übermittlung zulässig, wenn
1. die betroffene Person in die vorgeschlagene Da-

tenübermittlung ausdrücklich eingewilligt hat,
nachdem sie über die für sie bestehenden mögli-
chen Risiken aufgeklärt worden ist;

2. die Übermittlung für die Erfüllung eines Vertrages
oder Rechtsverhältnisses zwischen der betroffenen
Person und der verantwortlichen Stelle oder zur
Durchführung von vertraglichen Maßnahmen auf
Antrag der betroffenen Person erforderlich ist;

3. die Übermittlung zum Abschluss oder zur Erfül-
lung eines im Interesse der betroffenen Person von
der verantwortlichen Stelle mit einer anderen na-
türlichen oder juristischen Person geschlossenen
Vertrages erforderlich ist;

4. die Übermittlung aus wichtigen Gründen des
kirchlichen Interesses notwendig ist;

5. die Übermittlung zur Geltendmachung, Ausübung
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erfor-
derlich ist oder

6. die Übermittlung zum Schutz lebenswichtiger In-
teressen der betroffenen Person oder anderer Per-
sonen erforderlich ist, sofern die betroffene Person
aus physischen oder rechtlichen Gründen außer
Stande ist, ihre Einwilligung zu geben.

§ 11
Einwilligung

(1)  Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung,
muss die verantwortliche Stelle nachweisen können,
dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer
personenbezogenen Daten eingewilligt hat.
(2)  Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person
durch eine schriftliche Erklärung, die noch andere
Sachverhalte betrifft, so muss das Ersuchen um Ein-
willigung in verständlicher und leicht zugänglicher
Form in einer klaren und einfachen Sprache erfolgen,
so dass es von anderen Sachverhalten klar zu unter-
scheiden ist. Soweit die Erklärung unter Umständen
abgegeben worden ist, die gegen dieses Kirchengesetz
verstoßen, ist die unwirksam.
(3)  Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwil-
ligung jederzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf
der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der auf-
grund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten
Verarbeitung nicht berührt. Die betroffene Person
wird vor Abgabe der Einwilligung hiervon in Kenntnis
gesetzt. Der Widerruf der Einwilligung muss so ein-
fach wie die Erteilung der Einwilligung sein.
(4)  Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig
erteilt wurde, muss dem Umstand in größtmöglichem
Maß Rechnung getragen werden, ob unter anderem die
Erfüllung eines Vertrags, einschließlich der Erbrin-
gung einer Dienstleistung, von der Einwilligung zu
einer Verarbeitung von personenbezogenen Daten ab-
hängig ist, die für die Erfüllung des Vertrags nicht er-
forderlich sind.

§ 12
Einwilligung Minderjähriger in Bezug auf

elektronische Angebote
Minderjährige, denen elektronische Angebote von
kirchlichen Stellen gemacht werden, können in die
Verarbeitung ihrer Daten wirksam einwilligen, wenn
sie religionsmündig sind. Sind die Minderjährigen
noch nicht religionsmündig, ist die Verarbeitung nur
rechtmäßig, wenn die Sorgeberechtigen die Einwilli-
gung erteilt oder der Einwilligung zugestimmt haben.
Die Einwilligung der Sorgeberechtigten ist nicht er-
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forderlich, wenn kirchliche Präventions- oder Bera-
tungsdienste einem Kind unmittelbar angeboten wer-
den.

§ 13
Verarbeitung besonderer Kategorien

personenbezogener Daten
(1)  Besondere Kategorien personenbezogener Daten
dürfen nicht verarbeitet werden.
(2)  Abweichend von Absatz 1 dürfen besondere Ka-
tegorien personenbezogener Daten verarbeitet wer-
den, wenn
1. die betroffene Person in die Verarbeitung der ge-

nannten personenbezogenen Daten für einen oder
mehrere festgelegte Zwecke ausdrücklich einge-
willigt hat;

2. die Verarbeitung erforderlich ist, damit die ver-
antwortliche Stelle oder die betroffene Person die
ihr aus dem Arbeits- und Dienstrecht sowie dem
Recht der sozialen Sicherheit und des Sozial-
schutzes erwachsenden Rechte ausüben und ihren
diesbezüglichen Pflichten nachkommen kann,
soweit dies nach kirchlichem oder staatlichem
Recht oder nach einer Dienstvereinbarung nach
den kirchlichen Mitarbeitervertretungsgesetzen,
die geeignete Garantien für die Rechte und die
Interessen der betroffenen Person vorsehen,
rechtmäßig ist;

3. die Verarbeitung zum Schutz lebenswichtiger In-
teressen der betroffenen Person oder einer ande-
ren natürlichen Person erforderlich und die be-
troffene Person aus körperlichen oder rechtlichen
Gründen außerstande ist, ihre Einwilligung zu
geben;

4. die Verarbeitung durch eine verantwortliche Stel-
le im Rahmen ihrer rechtmäßigen Tätigkeiten und
unter der Voraussetzung erfolgt, dass sich die
Verarbeitung ausschließlich auf die Mitglieder
oder ehemalige Mitglieder der verantwortlichen
Stelle oder auf Personen, die im Zusammenhang
mit deren Tätigkeitszweck regelmäßige Kontakte
mit ihr unterhalten, bezieht und die personenbe-
zogenen Daten nicht ohne Einwilligung der be-
troffenen Personen nach außen offengelegt wer-
den;

5. die Verarbeitung sich auf personenbezogene Da-
ten bezieht, die die betroffene Person öffentlich
gemacht hat;

6. die Verarbeitung zur Geltendmachung, Aus-
übung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen
oder bei Handlungen der Kirchengerichte im
Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit erforderlich
ist;

7. die Verarbeitung auf der Grundlage kirchlichen
Rechts, das in angemessenem Verhältnis zu dem
verfolgten Ziel steht, den Wesensgehalt des
Rechts auf Datenschutz wahrt und angemessene
und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der
Grundrechte und Interessen der betroffenen Per-

son vorsieht, aus Gründen eines erheblichen
kirchlichen Interesses erforderlich ist;

8. die Verarbeitung für Zwecke der Gesundheits-
vorsorge oder der Arbeitsmedizin, für die Beur-
teilung der Arbeitsfähigkeit des Beschäftigten,
für die medizinische Diagnostik, die Versorgung
oder Behandlung im Gesundheits- oder Sozial-
bereich oder für die Verwaltung von Systemen
und Diensten im Gesundheits- oder Sozialbereich
auf der Grundlage kirchlichen oder staatlichen
Rechts oder aufgrund eines Vertrags mit einem
Angehörigen eines Gesundheitsberufs und vor-
behaltlich der in Absatz 3 genannten Bedingun-
gen und Garantien erforderlich ist;

9. die Verarbeitung aus Gründen des öffentlichen
Interesses im Bereich der öffentlichen Gesund-
heit, wie zur Gewährleistung hoher Qualitäts- und
Sicherheitsstandards bei der Gesundheitsversor-
gung und bei Arzneimitteln und Medizinproduk-
ten, auf der Grundlage des kirchlichen oder staat-
lichen Rechts, das angemessene und spezifische
Maßnahmen zur Wahrung der Rechte und Frei-
heiten der betroffenen Person, insbesondere des
Berufsgeheimnisses vorsieht, erforderlich ist,
oder

10. die Verarbeitung für im kirchlichen Interesse lie-
gende Zwecke des Archivs, der wissenschaftli-
chen oder historischen Forschung oder der Sta-
tistik erfolgt und die Interessen der betroffenen
Person durch angemessene Maßnahmen gewahrt
sind.

(3)  Besondere Kategorien personenbezogener Daten
dürfen für die in Absatz 2 Nummer 8 genannten Zwe-
cke verarbeitet werden, wenn diese Daten von Fach-
personal oder unter dessen Verantwortung verarbeitet
werden und dieses Fachpersonal nach kirchlichem
oder staatlichem Recht der Berufsgeheimnispflicht
unterliegt, oder wenn die Verarbeitung durch eine an-
dere Person erfolgt, die ebenfalls nach kirchlichem
oder staatlichem Recht einer Geheimhaltungspflicht
unterliegt.

§ 14
Verarbeitung von personenbezogenen Daten

über strafrechtliche Verurteilungen und 
Straftaten

Die Verarbeitung personenbezogener Daten über
strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten oder da-
mit zusammenhängende Sicherungsmaßregeln ist un-
ter den Voraussetzungen des § 6 zulässig, wenn dies
das kirchliche oder staatliche Recht, das geeignete Ga-
rantien für die Rechte der betroffenen Personen vor-
sieht, zulässt.

§ 15
Verarbeitung, für die eine Identifizierung der

betroffenen Person nicht erforderlich ist
(1)  Ist für die Zwecke, für die eine verantwortliche
Stelle personenbezogene Daten verarbeitet, die Iden-
tifizierung der betroffenen Person durch die verant-
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wortliche Stelle nicht oder nicht mehr erforderlich, so
ist diese nicht verpflichtet, zur bloßen Einhaltung die-
ses Kirchengesetzes zusätzliche Informationen aufzu-
bewahren, einzuholen oder zu verarbeiten, um die be-
troffene Person zu identifizieren.

(2)  Kann die verantwortliche Stelle in Fällen gemäß
Absatz 1 nachweisen, dass sie nicht in der Lage ist, die
betroffene Person zu identifizieren, so unterrichtet sie
die betroffene Person hierüber, sofern dies möglich ist.
In diesen Fällen finden die §§ 17 bis 24 keine Anwen-
dung, es sei denn, die betroffene Person stellt zur Aus-
übung ihrer in diesen Vorschriften niedergelegten
Rechte zusätzliche Informationen bereit, die ihre Iden-
tifizierung ermöglichen.

Kapitel 3
Rechte der betroffenen Person

§ 16
Transparente Information, Kommunikation

(1)  Die verantwortliche Stelle trifft geeignete Maß-
nahmen, um der betroffenen Person alle Informatio-
nen die nach diesem Kirchengesetz hinsichtlich der
Verarbeitung zu geben sind, in präziser, transparenter,
verständlicher und leicht zugänglicher Form zu über-
mitteln; dies gilt insbesondere für Informationen, die
sich speziell an Minderjährige richten.

(2)  Die verantwortliche Stelle erleichtert der betrof-
fenen Person die Ausübung ihrer Rechte gemäß den
§§ 19 bis 25.

(3)  Die verantwortliche Stelle stellt der betroffenen
Person Informationen über die ergriffenen Maßnah-
men gemäß den §§ 20 bis 25 innerhalb von drei Mo-
naten nach Eingang des Antrags zur Verfügung. Diese
Frist kann um zwei Monate verlängert werden, wenn
dies unter Berücksichtigung der Komplexität und der
Anzahl der Anträge erforderlich ist. Die verantwortli-
che Stelle unterrichtet die betroffene Person innerhalb
von drei Monaten nach Eingang über eine Fristver-
längerung zusammen mit den Gründen für die Verzö-
gerung.

(4)  Wird die verantwortliche Stelle auf den Antrag der
betroffenen Person hin nicht tätig, so unterrichtet sie
die betroffene Person ohne Verzögerung, spätestens
aber innerhalb von drei Monaten nach Eingang des
Antrags über die Gründe hierfür und über die Mög-
lichkeit, bei der Aufsichtsbehörde Beschwerde einzu-
legen oder einen gerichtlichen Rechtsbehelf einzule-
gen.

(5)  Informationen werden unentgeltlich zur Verfü-
gung gestellt. Bei offenkundig unbegründeten oder
– insbesondere im Fall von häufiger Wiederholung –
exzessiven Anträgen einer betroffenen Person kann
die verantwortliche Stelle sich weigern, aufgrund des
Antrags tätig zu werden, oder ein angemessenes Ent-
gelt verlangen.

§ 17
Informationspflicht bei unmittelbarer

Datenerhebung
(1)  Werden personenbezogene Daten bei der betrof-
fenen Person erhoben, so teilt die verantwortliche Stel-
le der betroffenen Person auf Verlangen in geeigneter
und angemessener Weise Folgendes mit:
1. den Namen und die Kontaktdaten der verantwort-

lichen Stelle;
2. gegebenenfalls die Kontaktdaten der oder des ört-

lich Beauftragten;
3. die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten

verarbeitet werden sollen, sowie die Rechtsgrund-
lage für die Verarbeitung;

4. gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien
von Empfängern der personenbezogenen Daten.

(2)  Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1
stellt die verantwortliche Stelle der betroffenen Person
zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten auf Verlan-
gen folgende weitere Informationen zur Verfügung:
1. falls möglich die Dauer, für die die personenbezo-

genen Daten gespeichert werden, oder falls dies
nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung
dieser Dauer;

2. das Bestehen eines Rechts auf Auskunft, auf Be-
richtigung, auf Löschung, auf Einschränkung der
Verarbeitung, auf Datenübertragbarkeit sowie ei-
nes Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung;

3. das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Auf-
sichtsbehörde;

4. ob die Bereitstellung der personenbezogenen Da-
ten gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben oder
für einen Vertragsabschluss erforderlich ist, und
welche mögliche Folgen die Nichtbereitstellung
hätte.

(3)  Beabsichtigt die verantwortliche Stelle, die per-
sonenbezogenen Daten für einen anderen Zweck wei-
terzuverarbeiten als den, für den die personenbezoge-
nen Daten erhoben wurden, so stellt sie der betroffe-
nen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informati-
onen über diesen anderen Zweck und alle anderen
maßgeblichen Informationen gemäß Absatz 2 zur Ver-
fügung.
(4)  Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung,
wenn und soweit die betroffene Person bereits über die
Informationen verfügt, oder die Informationspflicht
einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern wür-
de.

§ 18
Informationspflicht bei mittelbarer

Datenerhebung
(1)  Werden personenbezogene Daten nicht bei der
betroffenen Person erhoben, so teilt die verantwortli-
che Stelle der betroffenen Person über die in § 17 Ab-
satz 1 und 2 aufgeführten Informationen hinaus die zu
ihr gespeicherten Daten mit, auch soweit sie sich auf
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Herkunft oder empfangende Stellen beziehen. § 17
Absatz 4 gilt entsprechend.
(2)  Von dieser Verpflichtung ist die verantwortliche
Stelle befreit, soweit die Daten oder die Tatsache ihrer
Speicherung aufgrund einer speziellen Rechtsvor-
schrift oder wegen überwiegender berechtigter Inter-
essen Dritter geheim gehalten werden müssen und das
Interesse der betroffenen Person an der Auskunftser-
teilung zurücktreten muss oder wenn durch die Aus-
kunft die Wahrnehmung des Auftrags der Kirche ge-
fährdet wird.

§ 19
Auskunftsrecht der betroffenen Person

(1)  Der betroffenen Person ist auf Antrag Auskunft zu
erteilen über die zu ihr gespeicherten personenbezo-
genen Daten. Die Auskunft muss folgende Informati-
onen enthalten:
1. die Verarbeitungszwecke;
2. die Kategorien personenbezogener Daten;
3. die Empfänger oder Kategorien von Empfängern,

gegenüber denen die personenbezogenen Daten
offengelegt worden sind;

4. falls möglich, die geplante Dauer, für die die per-
sonenbezogenen Daten gespeichert werden, oder,
falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die
Festlegung dieser Dauer;

5. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder
Löschung der sie betreffenden personenbezogenen
Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung
durch die verantwortliche Stelle oder eines Wider-
spruchsrechts gegen diese Verarbeitung;

6. das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Auf-
sichtsbehörde;

7. wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der
betroffenen Person erhoben werden, alle verfüg-
baren Informationen über die Herkunft der Daten.

(2)  Auskunft darf nicht erteilt werden, soweit die Da-
ten oder die Tatsache ihrer Speicherung aufgrund einer
speziellen Rechtsvorschrift oder wegen überwiegen-
der berechtigter Interessen Dritter geheim gehalten
werden müssen und das Interesse der betroffenen Per-
son an der Auskunftserteilung zurücktreten muss, oder
wenn durch die Auskunft die Wahrnehmung des Auf-
trags der Kirche gefährdet wird.
(3)  Die Auskunft ist unentgeltlich.
(4)  Absatz 1 findet keine Anwendung, soweit die
Auskunft einen unverhältnismäßigen Aufwand erfor-
dern würde.

§ 20
Recht auf Berichtigung

(1)  Unrichtige personenbezogene Daten sind auf An-
trag der betroffenen Person unverzüglich zu berichti-
gen. Unter Berücksichtigung der Zwecke der Verar-
beitung hat die betroffene Person das Recht, die Ver-
vollständigung unvollständiger personenbezogener

Daten – auch mittels einer ergänzenden Erklärung –
zu verlangen.
(2)  Das Recht auf Berichtigung besteht nicht, wenn
die personenbezogenen Daten zu Archivzwecken im
kirchlichen Interesse verarbeitet werden. Bestreitet die
betroffene Person die Richtigkeit der personenbezo-
genen Daten, ist ihr die Möglichkeit einer Gegendar-
stellung einzuräumen. Das zuständige Archiv ist ver-
pflichtet, die Gegendarstellung den Unterlagen hinzu-
zufügen.

§ 21
Recht auf Löschung

(1)  Personenbezogene Daten sind zu löschen, wenn
1. ihre Speicherung unzulässig ist oder
2. ihre Kenntnis für die verantwortliche Stelle zur Er-

füllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Auf-
gaben nicht mehr erforderlich ist;

3. die betroffene Person ihre Einwilligung bezüglich
der Verarbeitung ihrer Daten widerruft und es an
einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die Ver-
arbeitung fehlt;

4. die betroffene Person gemäß § 25 Widerspruch ge-
gen die Verarbeitung einlegt und keine vorrangi-
gen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor-
liegen;

5. die Löschung der personenbezogenen Daten zur
Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen der verant-
wortlichen Stelle notwendig ist;

6. die Löschung personenbezogener Daten verlangt
wird, die bei elektronischen Angeboten, die Min-
derjährigen direkt gemacht worden sind, erhoben
wurden.

(2)  Hat die verantwortliche Stelle die personenbezo-
genen Daten öffentlich gemacht und ist sie gemäß Ab-
satz 1 zu deren Löschung verpflichtet, so trifft sie unter
Berücksichtigung der verfügbaren Technologie und
der Implementierungskosten angemessene Maßnah-
men, auch technischer Art, um die für die Datenver-
arbeitung verantwortlichen Stellen, die die personen-
bezogenen Daten verarbeiten, darüber zu informieren,
dass eine betroffene Person von ihnen die Löschung
aller Links zu diesen personenbezogenen Daten oder
von Kopien oder Replikationen dieser personenbezo-
genen Daten verlangt hat.

(3)  Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Ver-
arbeitung erforderlich ist
1. zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäu-

ßerung und Information;
2. zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die

die Verarbeitung nach kirchlichem oder staatli-
chem Recht, dem die verantwortliche Stelle unter-
liegt, erfordert, oder zur Wahrnehmung einer Auf-
gabe, die im kirchlichen Interesse liegt oder in
Ausübung hoheitlicher Gewalt erfolgt, die der ver-
antwortlichen Stelle übertragen wurde;
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3. aus Gründen des öffentlichen Interesses im Be-
reich der öffentlichen Gesundheit gemäß § 13 Ab-
satz 2 Nummer 8 bis 9;

4. für im kirchlichen Interesse liegende Archivzwe-
cke, wissenschaftliche oder historische For-
schungszwecke oder für statistische Zwecke, so-
weit das in Absatz 1 genannte Recht voraussicht-
lich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbei-
tung unmöglich macht oder ernsthaft beeinträch-
tigt, oder

5. zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen sowie
zur Ausübung oder Verteidigung von Rechten.

(4)  Ist eine Löschung wegen der besonderen Art der
Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig ho-
hem Aufwand möglich, tritt an die Stelle des Rechts
auf Löschung das Recht auf Einschränkung der Ver-
arbeitung gemäß § 22.
(5)  Vorschriften über das Archiv- und Kirchenbuch-
wesen bleiben unberührt.

§ 22
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung

(1)  Die betroffene Person hat das Recht gegenüber der
verantwortlichen Stelle auf Einschränkung der Verar-
beitung, wenn eine der folgenden Voraussetzungen
gegeben ist:

1. die Richtigkeit der personenbezogenen Daten wird
von der betroffenen Person bestritten, und zwar für
eine Dauer, die es der verantwortlichen Stelle er-
möglicht, die Richtigkeit der personenbezogenen
Daten zu überprüfen;

2. die Verarbeitung ist unrechtmäßig, die betroffene
Person lehnt die Löschung der personenbezogenen
Daten ab und verlangt stattdessen die Einschrän-
kung der Nutzung der personenbezogenen Daten;

3. die verantwortliche Stelle benötigt die personen-
bezogenen Daten für die Zwecke der Verarbeitung
nicht länger, die betroffene Person benötigt sie je-
doch zur Geltendmachung, Ausübung oder Ver-
teidigung von Rechtsansprüchen, oder

4. die betroffene Person hat Widerspruch gegen die
Verarbeitung gemäß § 25 eingelegt und es steht
noch nicht fest, ob die berechtigten Gründe der
verantwortlichen Stelle gegenüber denen der be-
troffenen Person überwiegen.

(2)  Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 einge-
schränkt, so dürfen diese personenbezogenen Daten
– von ihrer Speicherung abgesehen – nur mit Einwil-
ligung der betroffenen Person oder zur Geltendma-
chung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsan-
sprüchen oder zum Schutz der Rechte einer anderen
natürlichen oder juristischen Person oder aus Gründen
eines wichtigen kirchlichen Interesses verarbeitet wer-
den.

(3)  Eine betroffene Person, die eine Einschränkung
der Verarbeitung gemäß Absatz 1 erwirkt hat, wird
von der verantwortlichen Stelle unterrichtet, bevor die
Einschränkung aufgehoben wird.

(4)  Bei automatisierten Dateisystemen ist technisch
sicherzustellen, dass eine Einschränkung der Verar-
beitung eindeutig erkennbar ist und eine Verarbeitung
für andere Zwecke nicht ohne weitere Prüfung mög-
lich ist.
(5)  Vorschriften über das Archiv- und Kirchenbuch-
wesen bleiben unberührt.

§ 23
Informationspflicht bei Berichtigung, Löschung 

oder Einschränkung der Verarbeitung
Die verantwortliche Stelle teilt allen Empfängern, de-
nen personenbezogene Daten offengelegt werden, je-
de Berichtigung oder Löschung der personenbezoge-
nen Daten oder eine Einschränkung der Verarbeitung
nach den §§ 20 bis 22 mit, es sei denn, dies erweist
sich als unmöglich oder ist mit einem unverhältnis-
mäßigen Aufwand verbunden. Die verantwortliche
Stelle unterrichtet die betroffene Person über diese
Empfänger, wenn die betroffene Person dies verlangt.

§ 24
Recht auf Datenübertragbarkeit

(1)  Die betroffene Person hat das Recht, die sie be-
treffenden personenbezogenen Daten, die sie einer
verantwortlichen Stelle bereitgestellt hat, in einem
strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren For-
mat zu erhalten, und sie hat das Recht, diese Daten
einer anderen verantwortlichen Stelle ohne Behinde-
rung durch die verantwortliche Stelle, der die perso-
nenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu über-
mitteln, sofern
1. die Verarbeitung auf einer Einwilligung oder auf

einem Vertrag beruht und
2. die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfah-

ren erfolgt.
Die betroffene Person kann verlangen, dass die per-
sonenbezogenen Daten direkt von der verantwortli-
chen Stelle einem anderen Dritten übermittelt werden,
soweit dies technisch machbar ist.
(2)  Das Recht auf Datenübertragbarkeit gilt nicht für
eine Verarbeitung, die für die Wahrnehmung einer
Aufgabe erforderlich ist, die im kirchlichen Interesse
liegt oder in Ausübung kirchlicher Aufsicht erfolgt,
die der kirchlichen Stelle übertragen wurde.
(3)  Das Recht gemäß Absatz 1 darf die Rechte und
Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchtigen.

§ 25
Widerspruchsrecht

(1)  Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen,
die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, je-
derzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender per-
sonenbezogener Daten gemäß § 6 Nummer 1, 3, 4 oder
8 Widerspruch einzulegen; dies gilt auch für die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten im Rahmen eines
Profilings.
(2)  Der Widerspruch verpflichtet die verantwortliche
Stelle dazu, die Verarbeitung zu unterlassen, soweit

86 Kirchliches Amtsblatt Nr. 5/2018



nicht an der Verarbeitung ein zwingendes kirchliches
Interesse besteht, das Interesse einer dritten Person
überwiegt oder eine Rechtsvorschrift zur Verarbei-
tung verpflichtet.

Kapitel 4
Pflichten der verantwortlichen Stellen

und Auftragsverarbeiter
§ 26

Datengeheimnis

Den bei der Datenverarbeitung tätigen Personen ist
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu ver-
arbeiten (Datengeheimnis). Diese Personen sind bei
der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis
schriftlich zu verpflichten, soweit sie nicht aufgrund
anderer kirchlicher Bestimmungen zur Verschwiegen-
heit verpflichtet wurden. Das Datengeheimnis besteht
auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort.

§ 27
Technische und organisatorische Maßnahmen,

IT-Sicherheit
(1)  Die verantwortliche Stelle und der kirchliche Auf-
tragsverarbeiter haben unter Berücksichtigung des
Stands der Technik, der Implementierungskosten, der
Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der
Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Eintritts-
wahrscheinlichkeiten und Schwere der Risiken für die
Rechte und Freiheiten natürlicher Personen geeignete
technische und organisatorische Maßnahmen zu tref-
fen, um ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau
zu gewährleisten und einen Nachweis hierüber führen
zu können. Diese Maßnahmen schließen unter ande-
rem ein:

1. die Pseudonymisierung, die Anonymisierung und
die Verschlüsselung personenbezogener Daten;

2. die Fähigkeit, die Vertraulichkeit, Integrität, Ver-
fügbarkeit und Belastbarkeit der Systeme und
Dienste im Zusammenhang mit der Verarbeitung
auf Dauer sicherzustellen;

3. die Fähigkeit, die Verfügbarkeit der personenbe-
zogenen Daten und den Zugang zu ihnen bei einem
physischen oder technischen Zwischenfall unver-
züglich wiederherzustellen;

4. ein Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, Be-
wertung und Evaluierung der Wirksamkeit der
technischen und organisatorischen Maßnahmen
zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbei-
tung.

(2)  Bei der Beurteilung des angemessenen Schutzni-
veaus sind insbesondere die Risiken zu berücksichti-
gen, die mit der Verarbeitung verbunden sind, insbe-
sondere durch – ob unbeabsichtigt oder unrechtmä-
ßig – Vernichtung, Verlust, Veränderung, unbefugte
Offenlegung von oder unbefugten Zugang zu perso-
nenbezogenen Daten, die übermittelt, gespeichert oder
auf andere Weise verarbeitet wurden.

(3)  Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr Auf-
wand in einem angemessenen Verhältnis zu dem an-
gestrebten Schutzzweck steht.
(4)  Die Einhaltung eines nach dem EU-Recht zertifi-
zierten Verfahrens kann als Gesichtspunkt herange-
zogen werden, um die Erfüllung der Pflichten der ver-
antwortlichen Stelle gemäß Absatz 1 nachzuweisen.
(5)  Die verantwortliche Stelle und der kirchliche Auf-
tragsverarbeiter stellen sicher, dass natürliche Perso-
nen, die Zugang zu personenbezogenen Daten haben,
diese nur auf ihre Weisung verarbeiten.
(6)  Verantwortliche Stellen und Auftragsverarbeiter
sind verpflichtet, IT-Sicherheit zu gewährleisten. Das
Nähere regelt der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung der Kirchenkonferenz.

§ 28
Datenschutz durch Technikgestaltung 

und datenschutzfreundliche Voreinstellungen
(1)  Unter Berücksichtigung des Stands der Technik,
der Implementierungskosten, der Art, des Umfangs,
der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung sowie
der unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeiten
und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen
Risiken für die Rechte natürlicher Personen trifft die
verantwortliche Stelle sowohl zum Zeitpunkt der Fest-
legung der Mittel für die Verarbeitung als auch zum
Zeitpunkt der eigentlichen Verarbeitung technische
und organisatorische Maßnahmen, die geeignet sind,
die Datenschutzgrundsätze wirksam umzusetzen und
die notwendigen Garantien in die Verarbeitung auf-
zunehmen, um den Anforderungen dieses Kirchenge-
setzes zu genügen und die Rechte der betroffenen Per-
sonen zu schützen.
(2)  Die verantwortliche Stelle trifft technische und
organisatorische Maßnahmen, die geeignet sind,
durch Voreinstellung grundsätzlich nur personenbe-
zogene Daten, deren Verarbeitung für den jeweiligen
bestimmten Verarbeitungszweck erforderlich ist, zu
verarbeiten. Diese Verpflichtung gilt für die Menge
der erhobenen personenbezogenen Daten, den Um-
fang ihrer Verarbeitung, ihre Speicherfrist und ihre
Zugänglichkeit. Solche Maßnahmen müssen insbe-
sondere geeignet sein, dass personenbezogene Daten
nicht ohne Eingreifen der verantwortlichen Stelle
durch Voreinstellungen einer unbestimmten Zahl von
natürlichen Personen zugänglich gemacht werden.
(3)  Die Einhaltung eines nach EU-Recht zertifizierten
Verfahrens kann als Gesichtspunkt herangezogen
werden, um die Erfüllung der in den Absätzen 1 und
2 genannten Maßnahmen nachzuweisen.

§ 29
Gemeinsam verantwortliche Stellen

(1)  Legen zwei oder mehr verantwortliche Stellen ge-
meinsam die Zwecke und die Mittel zur Verarbeitung
fest, so sind sie gemeinsam verantwortliche Stellen.
Sie legen in einer Vereinbarung in transparenter Form
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fest, wer welche Verpflichtung gemäß diesem Kir-
chengesetz erfüllt, soweit die jeweiligen Aufgaben der
verantwortlichen Stellen nicht durch Rechtsvorschrif-
ten festgelegt sind.
(2)  In der Vereinbarung kann eine Anlaufstelle für die
betroffenen Personen angegeben werden. Das We-
sentliche der Vereinbarung wird der betroffenen Per-
son auf Verlangen zur Verfügung gestellt.
(3)  Ungeachtet der Einzelheiten der Vereinbarung
kann die betroffene Person ihre Rechte im Rahmen
dieses Kirchengesetzes bei und gegenüber jeder ein-
zelnen verantwortlichen Stelle geltend machen.

§ 30
Verarbeitung von personenbezogenen Daten

im Auftrag
(1)  Werden personenbezogene Daten im Auftrag
durch andere Stellen oder Personen verarbeitet, ist die
auftraggebende kirchliche Stelle für die Einhaltung
der Vorschriften dieses Kirchengesetzes und anderer
Vorschriften über den Datenschutz verantwortlich.
Die in Kapitel 3 genannten Rechte sind ihr gegenüber
geltend zu machen. Zuständig für die Aufsicht ist die
Aufsichtsbehörde der beauftragenden kirchlichen
Stelle.

(2)  Für eine Auftragsverarbeitung in Drittländern gilt
§ 10.

(3)  Der Auftragsverarbeiter ist unter besonderer Be-
rücksichtigung der Eignung der von ihm getroffenen
technischen und organisatorischen Maßnahmen sorg-
fältig auszuwählen. Der Auftrag ist schriftlich zu er-
teilen, wobei insbesondere im Einzelnen festzulegen
sind:

1. der Gegenstand und die Dauer des Auftrags;
2. der Umfang, die Art und der Zweck der vorgese-

henen Verarbeitung, die Art der Daten und der
Kreis der Betroffenen;

3. die nach § 27 zu treffenden technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen sowie ihre Kontrol-
le durch den Auftragsverarbeiter;

4. die Berichtigung, Löschung und Sperrung von
Daten;

5. die Verpflichtung der Beschäftigten des Auf-
tragsverarbeiters auf das Datengeheimnis;

6. gegebenenfalls die Berechtigung zur Begründung
sowie die Bedingungen von Unterauftragsver-
hältnissen;

7. die Kontrollrechte der beauftragenden kirchli-
chen Stelle und die entsprechenden Duldungs-
und Mitwirkungspflichten des Auftragsverarbei-
ters;

8. mitzuteilende Verstöße des Auftragsverarbeiters
oder der bei ihm beschäftigten Personen gegen
Vorschriften zum Schutz personenbezogener Da-
ten oder gegen die im Auftrag getroffenen Fest-
legungen;

9. der Umfang der Weisungsbefugnis, die sich die
beauftragende kirchliche Stelle gegenüber dem
Auftragsverarbeiter vorbehält;

10. die Rückgabe überlassener Datenträger und die
Löschung beim Auftragsverarbeiter gespeicher-
ter Daten nach Beendigung des Auftrags.

Die beauftragende kirchliche Stelle hat sich vor Be-
ginn der Datenverarbeitung und sodann regelmäßig
von der Einhaltung der beim Auftragnehmer getroffe-
nen technischen und organisatorischen Maßnahmen
zu überzeugen. Das Ergebnis ist zu dokumentieren.
(4)  Der Auftragsverarbeiter darf die Daten nur im
Rahmen der Weisungen der kirchlichen Stelle verar-
beiten. Ist er der Ansicht, dass eine Weisung der kirch-
lichen Stelle gegen dieses Kirchengesetz oder andere
Vorschriften über den Datenschutz verstößt, hat er die
kirchliche Stelle unverzüglich darauf hinzuweisen.
(5)  Sofern die kirchlichen Datenschutzbestimmungen
auf den Auftragsverarbeiter keine Anwendung finden,
ist die kirchliche Stelle verpflichtet sicherzustellen,
dass der Auftragsverarbeiter diese oder gleichwertige
Bestimmungen beachtet. In diesem Fall dürfen sich
abweichend von Absatz 3 die Vertragsinhalte an Ar-
tikel 28 EU-Datenschutz-Grundverordnung orientie-
ren. Der Auftragsverarbeiter unterwirft sich der kirch-
lichen Datenschutzaufsicht.
(6)  Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend, wenn die
Prüfung oder Wartung automatisierter Verfahren oder
von Datenverarbeitungsanlagen durch andere Stellen
im Auftrag vorgenommen wird und dabei ein Zugriff
auf personenbezogene Daten nicht ausgeschlossen
werden kann.
(7)  Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse kann bestimmen, dass vor der Be-
auftragung die Genehmigung einer kirchlichen Stelle
einzuholen ist oder Mustervereinbarungen zu verwen-
den sind. Bei der Beauftragung anderer kirchlicher
Stellen kann in den Rechtsvorschriften von Absatz 3
Satz 2 Nummer 3, 5, 7 und 9 und Satz 4 abgesehen
werden.
(8)  Die Einhaltung von genehmigten Verhaltensre-
geln und die Verwendung zertifizierter und kirchlich
geprüfter Informationstechnik können herangezogen
werden, um die Erfüllung der datenschutzrechtlichen
Anforderungen durch den Auftragsverarbeiter nach-
zuweisen.

§ 31
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten

(1)  Jede verantwortliche Stelle führt ein Verzeichnis
aller Verarbeitungstätigkeiten, die ihrer Zuständigkeit
unterliegen. Dieses Verzeichnis enthält folgende An-
gaben:
1. den Namen und die Kontaktdaten der verantwort-

lichen Stelle und gegebenenfalls der gemeinsam
mit ihr verantwortlichen Stelle sowie gegebenen-
falls der oder des örtlich Beauftragten;
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2. die Zwecke der Verarbeitung;

3. eine Beschreibung der Kategorien betroffener Per-
sonen und der Kategorien personenbezogener Da-
ten;

4. gegebenenfalls die Verwendung von Profiling;
5. die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen

die personenbezogenen Daten offengelegt worden
sind oder noch offengelegt werden, einschließlich
Empfängern in Drittländern oder internationalen
Organisationen;

6. gegebenenfalls Übermittlungen von personenbe-
zogenen Daten an ein Drittland oder an eine inter-
nationale Organisation, einschließlich der Angabe
der dort getroffenen geeigneten Garantien;

7. wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für die
Löschung der verschiedenen Datenkategorien;

8. wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der
technischen und organisatorischen Maßnahmen
gemäß § 27.

(2)  Jeder Auftragsverarbeiter führt ein Verzeichnis zu
allen Kategorien von im Auftrag einer verantwortli-
chen Stelle durchgeführten Tätigkeiten der Verarbei-
tung, das Folgendes enthält:

1. den Namen und die Kontaktdaten der Auftragsver-
arbeiter und jeder verantwortlichen Stelle, in deren
Auftrag der Auftragsverarbeiter tätig ist, sowie der
örtlich Beauftragten;

2. die Kategorien von Verarbeitungen, die im Auftrag
jeder verantwortlichen Stelle durchgeführt wer-
den;

3. gegebenenfalls Übermittlungen von personenbe-
zogenen Daten an ein Drittland oder an eine inter-
nationale Organisation, einschließlich der Angabe
der dort getroffenen geeigneten Garantien;

4. wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der
technischen und organisatorischen Maßnahmen
gemäß § 27.

(3)  Das in den Absätzen 1 und 2 genannte Verzeichnis
ist schriftlich oder elektronisch zu führen.

(4)  Verantwortliche Stellen und Auftragsverarbeiter
stellen der Aufsichtsbehörde die Verzeichnisse auf
Anfrage zur Verfügung.

(5)  Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Pflichten
gelten nicht für verantwortliche Stellen, die weniger
als 250 Beschäftigte haben. Kirchliche Stellen, die
weniger als 250 Beschäftigte haben, erstellen Ver-
zeichnisse nach Absatz 1 und 2 nur hinsichtlich der
Verfahren, die die Verarbeitung besonderer Kategori-
en personenbezogener Daten einschließen.

(6)  Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse kann vorsehen, dass für einheitliche
Verfahren das Verzeichnis zentral geführt wird.

§ 32
Meldung von Verletzungen

des Schutzes personenbezogener Daten
an die Aufsichtsbehörde

(1)  Im Falle einer Verletzung des Schutzes personen-
bezogener Daten, die voraussichtlich zu einem nicht
unerheblichen Risiko für die Rechte natürlicher Per-
sonen führt, meldet die verantwortliche Stelle dies un-
verzüglich der Aufsichtsbehörde.
(2)  Wenn dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung
des Schutzes personenbezogener Daten bekannt wird,
meldet er diese der verantwortlichen Stelle unverzüg-
lich.
(3)  Die Meldung gemäß Absatz 1 enthält insbeson-
dere folgende Informationen:
1. eine Beschreibung der Art der Verletzung des

Schutzes personenbezogener Daten, soweit mög-
lich mit Angabe der Kategorien und der ungefäh-
ren Zahl der betroffenen Personen, der betroffenen
Kategorien und der ungefähren Zahl der betroffe-
nen personenbezogenen Datensätze;

2. den Namen und die Kontaktdaten der oder des ört-
lich Beauftragten oder einer sonstigen Anlaufstelle
für weitere Informationen;

3. eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen
der Verletzung des Schutzes personenbezogener
Daten;

4. eine Beschreibung der von der verantwortlichen
Stelle ergriffenen oder vorgeschlagenen Maßnah-
men zur Behebung der Verletzung des Schutzes
personenbezogener Daten und gegebenenfalls
Maßnahmen zur Abmilderung ihrer möglichen
nachteiligen Auswirkungen.

(4)  Wenn und soweit die Informationen nicht zur glei-
chen Zeit bereitgestellt werden können, kann die ver-
antwortliche Stelle diese Informationen unverzüglich
schrittweise zur Verfügung stellen.
(5)  Die verantwortliche Stelle hat Verletzungen des
Schutzes personenbezogener Daten zu dokumentie-
ren. Die Dokumentation hat alle mit den Vorfällen zu-
sammenhängenden Tatsachen, deren Auswirkungen
und die ergriffenen Abhilfemaßnahmen zu umfassen.
Diese Dokumentation muss der Aufsichtsbehörde die
Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen die-
ses Paragraphen ermöglichen.

§ 33
Benachrichtigung der von einer Verletzung

des Schutzes personenbezogener Daten
betroffenen Person

(1)  Hat die Verletzung des Schutzes personenbezo-
gener Daten voraussichtlich ein hohes Risiko für die
persönlichen Rechte natürlicher Personen zur Folge,
so benachrichtigt die verantwortliche Stelle die be-
troffene Person unverzüglich von der Verletzung.
(2)  Die Benachrichtigung der betroffenen Person hat
in klarer und einfacher Sprache zu erfolgen und enthält
zumindest die Art der Verletzung des Schutzes perso-
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nenbezogener Daten und die in § 32 Absatz 3 Num-
mer 2, 3 und 4 genannten Informationen und Maß-
nahmen.
(3)  Von der Benachrichtigung der betroffenen Person
kann abgesehen werden, wenn
1. die verantwortliche Stelle durch nachträgliche

Maßnahmen sichergestellt hat, dass das hohe Ri-
siko für die Rechte der betroffenen Personen ge-
mäß Absatz 1 aller Wahrscheinlichkeit nach nicht
mehr besteht, oder

2. die Benachrichtigung mit einem unverhältnismä-
ßigen Aufwand verbunden wäre. In diesem Fall hat
stattdessen eine im kirchlichen Bereich übliche öf-
fentliche Bekanntmachung oder eine ähnliche
Maßnahme zu erfolgen, durch die die betroffenen
Personen vergleichbar wirksam informiert werden.

§ 34
Datenschutz-Folgenabschätzung

(1)  Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei
Verwendung neuer Technologien, aufgrund der Art,
des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Ver-
arbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko für die
Rechte natürlicher Personen zur Folge, so führt die
verantwortliche Stelle vorab eine Abschätzung der
Folgen der vorgesehenen Verarbeitungsvorgänge für
den Schutz personenbezogener Daten durch. Für die
Untersuchung mehrerer ähnlicher Verarbeitungsvor-
gänge mit ähnlich hohen Risiken kann eine einzige
Abschätzung vorgenommen werden.
(2)  Die verantwortliche Stelle holt bei der Durchfüh-
rung einer Datenschutz-Folgenabschätzung den Rat
der oder des örtlich Beauftragten ein, sofern ein sol-
cher benannt wurde.
(3)  Eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Ab-
satz 1 ist insbesondere in folgenden Fällen erforder-
lich:
1. systematische und umfassende Bewertung persön-

licher Aspekte natürlicher Personen, die sich auf
automatisierte Verarbeitung einschließlich Profi-
ling gründet und die ihrerseits als Grundlage für
Entscheidungen dient, die Rechtswirkung gegen-
über natürlichen Personen entfalten oder diese in
ähnlich erheblicher Weise beeinträchtigen;

2. umfangreiche Verarbeitung besonderer Kategori-
en von personenbezogenen Daten oder von perso-
nenbezogenen Daten über strafrechtliche Verur-
teilungen und Straftaten gemäß § 14 oder

3. systematische umfangreiche Überwachung öffent-
lich zugänglicher Bereiche.

(4)  Die Folgenabschätzung umfasst insbesondere:
1. eine systematische Beschreibung der geplanten

Verarbeitungsvorgänge und der Zwecke der Ver-
arbeitung, gegebenenfalls einschließlich der von
der verantwortlichen Stelle verfolgten berechtig-
ten Interessen;

2. eine Bewertung der Notwendigkeit und Verhält-
nismäßigkeit der Verarbeitungsvorgänge in Bezug
auf den Zweck;

3. eine Bewertung der Risiken für die Rechte und
Freiheiten der betroffenen Personen und

4. die zur Bewältigung der Risiken geplanten Abhil-
femaßnahmen, einschließlich Garantien, Sicher-
heitsvorkehrungen und Verfahren, durch die der
Schutz personenbezogener Daten sichergestellt
und der Nachweis dafür erbracht wird, dass die da-
tenschutzrechtlichen Regelungen eingehalten wer-
den.

(5)  Die Aufsichtsbehörden sollen sowohl Listen zu
Verarbeitungsvorgängen, für die gemäß Absatz 1 eine
Datenschutz-Folgenabschätzung durchzuführen ist,
als auch Listen zu Verarbeitungsvorgängen, für die
keine Datenschutz-Folgenabschätzung erforderlich
ist, erstellen und diese veröffentlichen.

(6)  Die Aufsichtsbehörden sind gehalten, den Aus-
tausch mit staatlichen Aufsichtsbehörden und dem
Europäischen Datenschutzausschuss zu suchen, um
durch die Aufstellung aufeinander abgestimmter Lis-
ten die Zusammenarbeit zwischen kirchlichen und
nicht-kirchlichen Stellen zu erleichtern.

(7)  Falls die Verarbeitung auf einer Rechtsgrundlage
im kirchlichen, staatlichen oder europäischen Recht,
dem die verantwortliche Stelle unterliegt, beruht und
falls diese Rechtsvorschriften den konkreten Verar-
beitungsvorgang oder die konkreten Verarbeitungs-
vorgänge regeln und bereits im Rahmen der allgemei-
nen Folgenabschätzung im Zusammenhang mit dem
Erlass dieser Rechtsgrundlage eine Datenschutz-Fol-
genabschätzung erfolgte, gelten die Absätze 1 bis 5
nicht.
(8)  Erforderlichenfalls führt die verantwortliche Stel-
le eine Überprüfung durch, um zu bewerten, ob die
Verarbeitung gemäß der Datenschutz-Folgenabschät-
zung durchgeführt wird; dies gilt zumindest, wenn
hinsichtlich des mit den Verarbeitungsvorgängen ver-
bundenen Risikos Änderungen eingetreten sind.
(9)  Die verantwortliche Stelle konsultiert vor der Ver-
arbeitung die Aufsichtsbehörde, wenn aus der Daten-
schutz-Folgenabschätzung hervorgeht, dass die Ver-
arbeitung ein hohes Risiko zur Folge hat.

§ 35
Audit und Zertifizierung

Zur Verbesserung des Datenschutzes und der Daten-
sicherheit können Anbieter von Datenverarbeitungs-
systemen und -programmen und datenverarbeitende
Stellen ihr Datenschutzkonzept sowie ihre techni-
schen Einrichtungen durch geeignete Stellen prüfen
und bewerten lassen sowie das Ergebnis der Prüfung
veröffentlichen. Näheres kann der Rat der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland durch Rechtsverordnung
regeln.
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Kapitel 5
Örtlich Beauftragte für den Datenschutz

§ 36
Bestellung von örtlich Beauftragten

für den Datenschutz

(1)  Bei verantwortlichen Stellen sind örtlich Beauf-
tragte oder Betriebsbeauftragte für den Datenschutz
(örtlich Beauftragte) zu bestellen, wenn

1. bei ihnen in der Regel mindestens zehn Personen
ständig mit der Verarbeitung personenbezogener
Daten betraut sind oder

2. die Kerntätigkeit der verantwortlichen Stelle in der
umfangreichen Verarbeitung besonderer Katego-
rien personenbezogener Daten besteht.
Die Vertretung ist zu regeln.

(2)  Die Bestellung kann sich auf mehrere verantwort-
liche Stellen erstrecken. Das Recht der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann bestimmen,
dass mehrere verantwortliche Stellen zur gemeinsa-
men Bestellung eines örtlich Beauftragten verpflichtet
werden.

(3)  Zu örtlich Beauftragten dürfen nur Personen be-
stellt werden, die die zur Erfüllung ihrer Aufgaben er-
forderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzen.
Die Bestellung kann befristet für mindestens drei Jahre
erfolgen.
(4)  Zu örtlich Beauftragten sollen diejenigen nicht
bestellt werden, die mit der Leitung der Datenverar-
beitung beauftragt sind oder denen die Leitung der
kirchlichen Stelle obliegt.
(5)  Die Bestellung von örtlich Beauftragten erfolgt
schriftlich und ist der Aufsichtsbehörde und der nach
dem jeweiligen Recht für die allgemeine Aufsicht zu-
ständigen Stelle anzuzeigen; die Kontaktdaten sind zu
veröffentlichen. Ist der örtlich Beauftragte nicht Be-
schäftigter einer verantwortlichen Stelle, sind seine
Leistungen vertraglich zu regeln.
(6)  Soweit bei verantwortlichen Stellen keine Rechts-
verpflichtung für die Bestellung von Personen als ört-
lich Beauftragte besteht, hat die Leitung die Erfüllung
der Aufgabe in anderer Weise sicherzustellen.

§ 37
Stellung

(1)  Die örtlich Beauftragten sind den gesetzlich oder
verfassungsmäßig berufenen Organen der verantwort-
lichen Stellen unmittelbar zu unterstellen. Sie sind im
Rahmen ihrer Aufgaben weisungsfrei. Sie dürfen we-
gen dieser Tätigkeit nicht benachteiligt werden. Sie
können Auskünfte verlangen, Einsicht in Unterlagen
nehmen und erhalten Zugang zu personenbezogenen
Daten und den Verarbeitungsvorgängen. Die verant-
wortliche Stelle unterstützt die örtlich Beauftragten
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und stellt die not-
wendigen Mittel zur Verfügung. § 42 Absatz 6 und 7
gilt entsprechend.

(2)  Die Abberufung der örtlich Beauftragten ist nur in
entsprechender Anwendung des § 626 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches zulässig. Die Kündigung eines Ar-
beitsverhältnisses ist nur zulässig, wenn Tatsachen
vorliegen, die zur Kündigung aus wichtigem Grund
berechtigen. Gleiches gilt für den Zeitraum eines Jah-
res nach Beendigung der Bestellung.
(3)  Zur Erlangung und zur Erhaltung der erforderli-
chen Fachkunde hat die verantwortliche Stelle den
örtlich Beauftragten die Teilnahme an Fort- und Wei-
terbildungsveranstaltungen zu ermöglichen und die
Kosten zu tragen. Die dazu notwendige Freistellung
hat ohne Minderung der Bezüge oder des Erholungs-
urlaubes zu erfolgen. Im Konfliktfall kann die Auf-
sichtsbehörde angerufen werden.
(4)  Betroffene Personen und Mitarbeitende können
sich unmittelbar an die örtlich Beauftragten wenden.
(5)  Staatliche Vorschriften über Zeugnisverweige-
rungsrechte für Datenschutzbeauftragte finden für ört-
lich Beauftragte entsprechende Anwendung.
(6)  Die verantwortlichen Stellen stellen sicher, dass
örtlich Beauftragte ordnungsgemäß und frühzeitig bei
allen mit dem Schutz personenbezogener Daten zu-
sammenhängenden Fragen beteiligt werden.

§ 38
Aufgaben

Die örtlich Beauftragten wirken auf die Einhaltung der
Bestimmungen für den Datenschutz hin und unterstüt-
zen die verantwortlichen Stellen bei der Sicherstellung
des Datenschutzes. Sie haben insbesondere
1. die verantwortliche Stelle und die Beschäftigten zu

beraten;
2. die ordnungsmäßige Anwendung der Datenverar-

beitungsprogramme, mit deren Hilfe personenbe-
zogene Daten verarbeitet werden sollen, zu über-
wachen;

3. die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
tätigen Personen zu informieren und zu schulen;

4. mit der Aufsichtsbehörde zusammenzuarbeiten;
5. die verantwortliche Stelle bei der Datenschutz-

Folgenabschätzung zu beraten und deren Durch-
führung zu überwachen.

Kapitel 6
Unabhängige Aufsichtsbehörden

§ 39
Errichtung der Aufsichtsbehörden und

Bestellung der Beauftragten für den Datenschutz
(1)  Über die Einhaltung dieses Kirchengesetzes in der
Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkir-
chen und den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen
wachen unabhängige kirchliche Aufsichtsbehörden
für den Datenschutz (Aufsichtsbehörden). Jede Auf-
sichtsbehörde wird von einem oder einer Beauftragten
für den Datenschutz geleitet und nach außen vertreten.
(2)  Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
errichtet die Aufsichtsbehörde für den Bereich der
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Evangelischen Kirche in Deutschland und ihres Evan-
gelischen Werkes für Diakonie und Entwicklung so-
wie für die gesamtkirchlichen Werke und Einrichtun-
gen und bestellt den Beauftragten oder die Beauftragte
für den Datenschutz der Evangelischen Kirche in
Deutschland.
(3)  Die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse errichten die Aufsichtsbehörde für
ihren Bereich einzeln oder gemeinschaftlich, soweit
sie die Aufgaben nicht der Aufsichtsbehörde der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland übertragen. Die
Gliedkirchen können für die ihnen zugeordneten dia-
konischen Dienste, Einrichtungen und Werke eigene
Aufsichtsbehörden errichten.
(4)  Beauftragte für den Datenschutz sollen für min-
destens vier, höchstens acht Jahre bestellt werden. Das
Amt endet mit dem Amtsantritt einer Nachfolgerin
oder eines Nachfolgers. Die erneute Bestellung ist zu-
lässig. Das Amt ist hauptamtlich auszuüben. Neben-
tätigkeiten sind nur zulässig, soweit dadurch das Ver-
trauen in die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit
nicht gefährdet wird und sie genehmigt sind.
(5)  Zu Beauftragten für den Datenschutz dürfen nur
Personen bestellt werden, welche die zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuver-
lässigkeit besitzen. Sie müssen die Befähigung zum
Richteramt oder zum höheren Dienst besitzen und ei-
ner Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land angehören. Sie sind auf die gewissenhafte Erfül-
lung ihrer Amtspflichten und die Einhaltung der kirch-
lichen Ordnung zu verpflichten.

§ 40
Unabhängigkeit

(1)  Die Aufsichtsbehörden handeln bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben und bei der Ausübung ihrer Befugnisse
völlig unabhängig. Sie unterliegen weder direkter
noch indirekter Beeinflussung von außen und ersu-
chen weder um Weisung noch nehmen sie Weisungen
entgegen.
(2)  Die Aufsichtsbehörden unterliegen der Rech-
nungsprüfung, soweit hierdurch die Unabhängigkeit
nicht beeinträchtigt wird.

§ 41
Tätigkeitsbericht

Die Aufsichtsbehörden erstellen mindestens alle zwei
Jahre einen Tätigkeitsbericht, der eine Liste der Arten
der gemeldeten Verstöße und der Arten der getroffe-
nen Maßnahmen enthalten kann. Sie übermitteln den
Bericht den jeweiligen kirchenleitenden Organen oder
den jeweiligen Leitungsorganen der Diakonischen
Werke und veröffentlichen ihn. Auf dieser Grundlage
können sie den leitenden Organen berichten.

§ 42
Rechtsstellung

(1)  Den Aufsichtsbehörden werden die Finanzmittel
zur Verfügung gestellt, die sie benötigen, um ihre Auf-
gaben und Befugnisse effektiv wahrnehmen zu kön-

nen. Die Finanzmittel sind in einem eigenen Haus-
haltsplan oder als Teil eines Gesamthaushaltes geson-
dert auszuweisen und zu verwalten.

(2)  Die Aufsichtsbehörden wählen ihr Personal aus
und besetzen die Personalstellen.

(3)  Die Beauftragten für den Datenschutz sind die
Vorgesetzten der Mitarbeitenden in den Aufsichtsbe-
hörden.

(4)  Die Beauftragten für den Datenschutz bestellen
aus dem Kreis ihrer Mitarbeitenden in den Aufsichts-
behörden einen Vertreter oder eine Vertreterin. Ver-
treter oder Vertreterin können auch Beauftragte für
den Datenschutz anderer Gliedkirchen oder der oder
die Beauftragte für den Datenschutz der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland sein.

(5)  Die Aufsichtsbehörden können Aufgaben der Per-
sonalverwaltung und Personalwirtschaft auf andere
Kirchenbehörden übertragen. Diesen kirchlichen Stel-
len dürfen personenbezogene Daten der Beschäftigten
offengelegt werden, soweit deren Kenntnis zur Erfül-
lung der übertragenen Aufgaben erforderlich ist.

(6)  Beauftragte für den Datenschutz und ihre Mitar-
beitenden sind verpflichtet, über die ihnen amtlich be-
kanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegen-
heit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im
dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offen-
kundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bedürfen. Die Verpflichtung besteht auch
nach Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnis-
ses.

(7)  Beauftragte für den Datenschutz und ihre Mitar-
beitenden dürfen, auch wenn sie nicht mehr im Amt
sind, über Angelegenheiten, die der Verschwiegenheit
unterliegen, ohne Genehmigung weder vor Gericht
noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen ab-
geben. Die Entscheidung über Aussagegenehmigun-
gen treffen die Beauftragten für den Datenschutz für
sich und ihre Mitarbeitenden in eigener Verantwor-
tung. Die Beauftragten für den Datenschutz gelten als
oberste Aufsichtsbehörde im Sinne des § 99 Verwal-
tungsgerichtsordnung.

(8)  Eine Kündigung von Beauftragten für den Daten-
schutz im Arbeitsverhältnis ist während der Amtszeit
nur zulässig, soweit Tatsachen vorliegen, die zu einer
Kündigung aus wichtigem Grund berechtigen. Dies
gilt für den Zeitraum von einem Jahr nach Beendigung
des Amtes entsprechend.

(9)  Beauftragte für den Datenschutz im Kirchenbeam-
tenverhältnis scheiden während der Amtszeit aus dem
Dienst aus, wenn nach den Bestimmungen der §§ 76,
77, 79 oder 80 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD
die Voraussetzungen einer Entlassung oder Gründe
nach § 24 des Deutschen Richtergesetzes vorliegen,
die bei einem Richter auf Lebenszeit dessen Entlas-
sung aus dem Dienst rechtfertigen, oder wenn ein Dis-
ziplinargericht auf Entfernung aus dem Dienst er-
kennt.
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§ 43
Aufgaben

(1)  Die Aufsichtsbehörden haben insbesondere die
einheitliche Anwendung und Durchsetzung des kirch-
lichen Datenschutzrechtes in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich zu überwachen und sicherzustellen.
(2)  Sie sensibilisieren, informieren und beraten die
kirchliche Öffentlichkeit sowie die verantwortlichen
Stellen und kirchlichen Auftragsverarbeiter über Fra-
gen und maßgebliche Entwicklungen des Datenschut-
zes sowie über die Vermeidung von Risiken. Sie un-
terrichten betroffene Personen auf Anfrage über deren
persönliche Rechte aus diesem Kirchengesetz, wobei
spezifische Maßnahmen für Minderjährige besondere
Beachtung finden.
(3)  Sie schulen die örtlich Beauftragten und bilden sie
fort.
(4)  Werden personenbezogene Daten in Drittländern
verarbeitet, prüfen die Aufsichtsbehörden die Einhal-
tung der datenschutzrechtlichen Vorgaben und bera-
ten über Möglichkeiten einer gesetzeskonformen Ver-
arbeitung.
(5)  Die Aufsichtsbehörden können auf Anregung der
kirchenleitenden Organe oder von Amts wegen Gut-
achten und Stellungnahmen zu Rechtssetzungsvorha-
ben, die sich auf den Schutz von personenbezogenen
Daten auswirken, abgeben.
(6)  Die Aufsichtsbehörden können auf Anregung der
kirchenleitenden Organe oder von Amts wegen Mus-
terverträge und Standards zur Verarbeitung personen-
bezogener Daten erstellen, deren Einsatz und Umset-
zung überprüfen und die Ergebnisse veröffentlichen;
sie sollen Listen gemäß § 34 Absatz 5 bereitstellen.
(7)  Kirchliche Gerichte unterliegen der Prüfung durch
die Aufsichtsbehörden nur, soweit sie in eigenen An-
gelegenheiten als Verwaltung tätig werden.
(8)  Der Prüfung durch die Aufsichtsbehörden unter-
liegen nicht:

1. Aufzeichnungen gemäß § 3 Satz 1;
2. personenbezogene Daten, die dem Post- und Fern-

meldegeheimnis oder dem Arztgeheimnis unter-
liegen, sowie personenbezogene Daten in Perso-
nalakten, wenn die betroffene Person der Prüfung
der auf sie bezogenen Daten im Einzelfall zulässi-
gerweise gegenüber den Beauftragten für den Da-
tenschutz widerspricht.

Die Aufsichtsbehörden teilen die Ergebnisse ihrer
Prüfungen den verantwortlichen Stellen mit. Damit
können Vorschläge zur Verbesserung des Datenschut-
zes, insbesondere zur Beseitigung von festgestellten
Mängeln bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten, verbunden sein.
(9)  Die Beauftragten für den Datenschutz arbeiten zu-
sammen und bilden eine Datenschutzkonferenz, auf
der gemeinsame Stellungnahmen und Handreichun-
gen zu Datenschutz- und Kohärenzfragen beschlossen
werden können. Sie tauschen mit den staatlichen Auf-

sichtsbehörden für den Datenschutz Erfahrungen und
zweckdienliche Informationen aus und geben im Be-
darfsfall Stellungnahmen ab.

§ 44
Befugnisse

(1)  Die Aufsichtsbehörden können verlangen, dass
die verantwortlichen Stellen sie bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben unterstützen. Auf Verlangen ist ihnen Aus-
kunft sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten über
die Verarbeitung personenbezogener Daten zu geben,
alle diesbezüglichen Informationen bereitzustellen,
insbesondere über die gespeicherten Daten und über
die eingesetzten Datenverarbeitungsprogramme. Ih-
nen ist jederzeit Zutritt zu allen Diensträumen, ein-
schließlich aller Verarbeitungsanlagen und -geräte zu
gewähren, um Untersuchungen und Überprüfungen
vorzunehmen. Stellen Aufsichtsbehörden fest, dass
beabsichtigte Verarbeitungsvorgänge voraussichtlich
gegen dieses Kirchengesetz verstoßen, können sie
Hinweise geben.
(2)  Stellen die Aufsichtsbehörden Verstöße gegen die
Datenschutzbestimmungen oder sonstige Mängel bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten fest, so
beanstanden sie dies gegenüber der verantwortlichen
Stelle oder gegenüber dem Auftragsverarbeiter und
fordern zur Stellungnahme innerhalb einer gesetzten
Frist auf. Von einer Beanstandung kann abgesehen
werden, wenn es sich um unerhebliche oder inzwi-
schen beseitigte Mängel handelt. Mit der Aufforde-
rung zur Stellungnahme können Vorschläge zur Be-
seitigung der Mängel oder zur sonstigen Verbesserung
des Datenschutzes verbunden werden. Die Stellung-
nahme soll eine Darstellung der Maßnahmen enthal-
ten, die aufgrund der Mitteilung der Aufsichtsbehörde
getroffen worden sind.
(3)  Um einen rechtmäßigen Zustand wiederherzustel-
len oder eine drohende Verletzung des Schutzes per-
sonenbezogener Daten abzuwenden, sind die Auf-
sichtsbehörden befugt, anzuordnen:
1. Verarbeitungsvorgänge auf bestimmte Weise und

in einem bestimmten Zeitraum mit diesem Kir-
chengesetz in Einklang zu bringen;

2. Verarbeitungsvorgänge vorübergehend oder dau-
erhaft zu beschränken oder zu unterlassen;

3. die Übermittlung von Daten an einen Empfänger
in einem Drittland oder an eine internationale Or-
ganisation auszusetzen;

4. personenbezogene Daten zu berichtigen, zu sper-
ren oder zu löschen;

5. die von einer Verletzung des Schutzes personen-
bezogener Daten betroffene Person entsprechend
zu benachrichtigen;

6. dem Antrag der betroffenen Person zu entsprechen.
(4)  Halten die Aufsichtsbehörden einen Angemessen-
heitsbeschluss der Europäischen Kommission nach
§ 10 Absatz 1 Nummer 1 oder eine von der Europä-
ischen Kommission erlassene oder genehmigte Stan-
darddatenschutzklausel nach § 10 Absatz 1 Num-
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mer 2, auf deren Gültigkeit es bei der Entscheidung
der Aufsichtsbehörden ankommt, für rechtswidrig, so
können sie ihr Verfahren aussetzen und einen Antrag
auf gerichtliche Entscheidung stellen. Soweit nicht
Besonderheiten der kirchlichen Verwaltungsgerichts-
ordnung entgegenstehen, finden die Regelungen des
§ 21 des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechende
Anwendung.

§ 45
Geldbußen

(1)  Verstößt eine verantwortliche Stelle oder ein
kirchlicher Auftragsverarbeiter vorsätzlich oder fahr-
lässig gegen Bestimmungen dieses Kirchengesetzes,
so können die Aufsichtsbehörden Geldbußen verhän-
gen oder für den Wiederholungsfall androhen. Gegen
verantwortliche Stellen sind Geldbußen nur zu ver-
hängen, soweit sie als Unternehmen im Sinne des § 4
Nummer 9 am Wettbewerb teilnehmen.
(2)  Die Aufsichtsbehörden stellen sicher, dass die
Verhängung von Geldbußen in jedem Einzelfall wirk-
sam, verhältnismäßig und abschreckend ist.
(3)  Geldbußen werden je nach den Umständen des
Einzelfalls verhängt. Bei der Entscheidung über die
Verhängung einer Geldbuße und über deren Betrag
wird in jedem Einzelfall Folgendes gebührend berück-
sichtigt:
1. Art, Schwere und Dauer des Verstoßes unter Be-

rücksichtigung der Art, des Umfangs oder des
Zwecks der betreffenden Verarbeitung sowie der
Zahl der von der Verarbeitung betroffenen Per-
sonen und des Ausmaßes des von ihnen erlittenen
Schadens;

2. Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Versto-
ßes;

3. jegliche von der verantwortlichen Stelle oder dem
Auftragsverarbeiter getroffenen Maßnahmen zur
Minderung des den betroffenen Personen ent-
standenen Schadens;

4. der Grad der Verantwortung der verantwortlichen
Stelle oder des Auftragsverarbeiters unter Be-
rücksichtigung der von ihnen gemäß § 27 getrof-
fenen technischen und organisatorischen Maß-
nahmen;

5. etwaige einschlägige frühere Verstöße der ver-
antwortlichen Stelle oder des Auftragsverarbei-
ters;

6. die Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit der
Aufsichtsbehörde, um dem Verstoß abzuhelfen
und seine möglichen nachteiligen Auswirkungen
zu mindern;

7. die Kategorien personenbezogener Daten, die
von dem Verstoß betroffen sind;

8. die Art und Weise, wie der Verstoß der Auf-
sichtsbehörde bekannt wurde, insbesondere ob
und gegebenenfalls in welchem Umfang die ver-
antwortliche Stelle oder der Auftragsverarbeiter
den Verstoß mitgeteilt hat;

9. die Einhaltung der früher gegen die verantwort-
liche Stelle oder den Auftragsverarbeiter in Be-
zug auf denselben Gegenstand angeordneten
Maßnahmen, sofern solche Maßnahmen ange-
ordnet wurden;

10. jegliche anderen erschwerenden oder mildernden
Umstände im jeweiligen Fall, wie unmittelbar
oder mittelbar durch den Verstoß erlangte finan-
zielle Vorteile oder vermiedene Verluste.

(4)  Verstößt eine verantwortliche Stelle oder ein Auf-
tragsverarbeiter bei gleichen oder miteinander ver-
bundenen Verarbeitungsvorgängen vorsätzlich oder
fahrlässig gegen mehrere Bestimmungen dieses Kir-
chengesetzes, so übersteigt der Gesamtbetrag der
Geldbuße nicht den Betrag für den schwerwiegends-
ten Verstoß.
(5)  Bei Verstößen werden im Einklang mit Absatz 3
Geldbußen von bis zu 500.000 Euro verhängt.
(6)  Geldbußen werden je nach den Umständen des
Einzelfalls zusätzlich oder anstelle von Maßnahmen
nach § 44 Absatz 3 verhängt.

Kapitel 7
Rechtsbehelfe und Schadensersatz

§ 46
Recht auf Beschwerde

(1)  Jede Person kann sich unbeschadet anderweitiger
Rechtsbehelfe mit einer Beschwerde an die Aufsichts-
behörde wenden, wenn sie der Ansicht ist, bei der
Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten in ihren
Rechten verletzt worden zu sein.
(2)  Die Aufsichtsbehörde unterrichtet die betroffene
Person über den Stand und das Ergebnis der Be-
schwerde und weist auf die Möglichkeit gerichtlichen
Rechtsschutzes gemäß § 47 hin.
(3)  Niemand darf wegen der Mitteilung von Tatsa-
chen, die geeignet sind, den Verdacht aufkommen zu
lassen, dieses Kirchengesetz oder eine andere Rechts-
vorschrift über den Datenschutz sei verletzt worden,
gemaßregelt oder benachteiligt werden. Mitarbeitende
müssen für Mitteilungen an die Aufsichtsbehörde
nicht den Dienstweg einhalten.

§ 47
Rechtsweg

(1)  Der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwaltungs-
gerichten ist eröffnet
1. für Klagen gegen Verwaltungsakte und andere

Entscheidungen der Aufsichtsbehörden,
2. für Klagen in Fällen, in denen sich die Aufsichts-

behörde nicht mit einer Beschwerde gemäß § 46
befasst oder die betroffene Person nicht innerhalb
von drei Monaten über den Stand oder das Ergebnis
der erhobenen Beschwerde in Kenntnis gesetzt hat,

3. für Klagen betroffener Personen gegen kirchliche
Stellen und Auftragsverarbeiter wegen einer Ver-
letzung ihrer Rechte aus diesem Kirchengesetz,
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4. für Klagen der Aufsichtsbehörden gegen kirchli-
che Stellen und Auftragsverarbeiter, soweit dies
zur Durchsetzung ihrer Befugnisse erforderlich ist.

(2)  Vor Erhebung einer Klage nach Absatz 1 Num-
mer 1 oder 3 ist nach Maßgabe des jeweils anwend-
baren Rechts ein Vorverfahren durchzuführen.

§ 48
Schadensersatz durch verantwortliche Stellen

(1)  Jede Person, der wegen einer Verletzung der Re-
gelungen über den kirchlichen Datenschutz ein Scha-
den entstanden ist, hat nach diesem Kirchengesetz An-
spruch auf Schadensersatz gegen die verantwortliche
Stelle. Wegen eines Schadens, der nicht Vermögens-
schaden ist, kann die betroffene Person eine angemes-
sene Entschädigung in Geld verlangen.
(2)  Eine verantwortliche Stelle wird von der Haftung
gemäß Absatz 1 befreit, wenn sie nachweist, dass sie
für den eingetretenen Schaden nicht verantwortlich ist.
(3)  Auf das Mitverschulden der betroffenen Person ist
§ 254 des Bürgerlichen Gesetzbuches und auf die Ver-
jährung sind die Verjährungsfristen für unerlaubte
Handlungen des Bürgerlichen Gesetzbuches entspre-
chend anzuwenden.
(4)  Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamt-
schuldner im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches.
(5)  Vorschriften, nach denen Ersatzpflichtige in wei-
terem Umfang als nach dieser Vorschrift haften oder
nach denen andere für den Schaden verantwortlich
sind, bleiben unberührt.

Kapitel 8
Vorschriften für besondere
Verarbeitungssituationen

§ 49
Verarbeitung personenbezogener Daten bei

Dienst- und Arbeitsverhältnissen
(1)  Daten von Beschäftigten dürfen nur verarbeitet
werden, soweit dies zur Begründung, Durchführung,
Beendigung oder Abwicklung des Beschäftigungsver-
hältnisses oder zur Durchführung organisatorischer,
personeller und sozialer Maßnahmen, insbesondere
auch für Zwecke der Personalplanung und des Perso-
naleinsatzes, erforderlich ist oder eine Rechtsvor-
schrift, ein Tarifvertrag oder eine Dienstvereinbarung
dies vorsieht.
(2)  Im Zusammenhang mit dem Verdacht auf Straf-
taten und Amtspflichtverletzungen, die durch Be-
schäftigte begangen wurden, insbesondere zum
Schutz möglicher Betroffener, dürfen unter Beachtung
des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes personenbezo-
gene Daten von Beschäftigten verarbeitet werden, so-
lange der Verdacht nicht ausgeräumt ist und die Inte-
ressen von möglichen Betroffenen dies erfordern.
(3)  Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten von Beschäftigten auf der Grundlage einer Ein-
willigung, so sind für die Beurteilung der Freiwillig-
keit der Einwilligung insbesondere die im Beschäfti-

gungsverhältnis bestehende Abhängigkeit der be-
schäftigten Person sowie die Umstände, unter denen
die Einwilligung erteilt worden ist, zu berücksichti-
gen. Freiwilligkeit kann insbesondere vorliegen, wenn
für die beschäftigte Person ein rechtlicher oder wirt-
schaftlicher Vorteil erreicht wird oder die verantwort-
liche Stelle und die beschäftigte Person gleichgela-
gerte Interessen verfolgen. Die Einwilligung bedarf
der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Um-
stände eine andere Form angemessen ist. Die verant-
wortliche Stelle hat die beschäftigte Person über den
Zweck der Datenverarbeitung und über ihr Widerrufs-
recht aufzuklären.
(4)  Eine Offenlegung der Daten von Beschäftigten an
Personen und Stellen außerhalb des kirchlichen Be-
reichs ist nur zulässig, wenn kirchliche Interessen
nicht entgegenstehen und
1. die empfangende Person oder Stelle ein überwie-

gendes rechtliches Interesse darlegt;
2. Art oder Zielsetzung der dem oder der Beschäftig-

ten übertragenen Aufgaben die Offenlegung erfor-
dert;

3. offensichtlich ist, dass die Offenlegung im Inter-
esse der betroffenen Person liegt und keine An-
haltspunkte vorliegen, dass sie in Kenntnis des
Zwecks der Offenlegung ihre Einwilligung nicht
erteilen würde oder

4. sie zur Aufdeckung einer Straftat oder Amts-
pflichtverletzung oder zum Schutz möglicher Be-
troffener erforderlich erscheint.

(5)  Die Offenlegung an künftige Dienstherren,
Dienst- oder Arbeitgeber ist nur mit Einwilligung der
betroffenen Person zulässig, es sei denn, dass eine Ab-
ordnung oder Versetzung vorbereitet wird, die der Zu-
stimmung der oder des Beschäftigten nicht bedarf,
oder dass diese zur Verhütung möglicher Straftaten
oder Amtspflichtverletzungen erforderlich erscheint.
(6)  Verlangt die verantwortliche Stelle zur Begrün-
dung oder im Rahmen eines Beschäftigungsverhält-
nisses medizinische oder psychologische Untersu-
chungen und Tests, hat sie Anlass und Zweck der Be-
gutachtung möglichst tätigkeitsbezogen zu bezeich-
nen. Ergeben sich keine medizinischen oder psycho-
logischen Bedenken, darf die verantwortliche Stelle
lediglich die Offenlegung des Ergebnisses der Begut-
achtung verlangen; ergeben sich Bedenken, darf auch
die Offenlegung der festgestellten möglichst tätig-
keitsbezogenen Risikofaktoren verlangt werden. Im
Übrigen ist eine Weiterverarbeitung der bei den Un-
tersuchungen oder Tests erhobenen Daten ohne
schriftliche Einwilligung der betroffenen Person nur
für den Zweck zulässig, für den sie erhoben worden
sind.
(7)  Personenbezogene Daten, die vor Begründung ei-
nes Beschäftigungsverhältnisses erhoben wurden,
sind unverzüglich zu löschen, sobald feststeht, dass ein
solches nicht zustande kommt. Dies gilt nicht, soweit
überwiegende berechtigte Interessen der verantwort-
lichen Stelle der Löschung entgegenstehen oder die
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betroffene Person in die weitere Speicherung einwil-
ligt. Nach Beendigung eines Beschäftigungsverhält-
nisses sind personenbezogene Daten zu löschen, so-
weit diese Daten nicht mehr benötigt werden.
(8)  Die Ergebnisse medizinischer oder psychologi-
scher Untersuchungen und Tests der Beschäftigten
dürfen automatisiert nur verarbeitet werden, wenn dies
dem Schutz der oder des Beschäftigten dient.
(9)  Soweit Daten der Beschäftigten im Rahmen der
Maßnahmen zur Datensicherung gespeichert werden,
dürfen sie nicht für andere Zwecke, insbesondere nicht
für Zwecke der Verhaltens- oder Leistungskontrolle,
genutzt werden.

§ 50
Verarbeitung personenbezogener Daten

für wissenschaftliche und statistische Zwecke
(1)  Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung
und der Statistik erhobene oder gespeicherte perso-
nenbezogene Daten dürfen nur für diese Zwecke ver-
arbeitet werden.
(2)  Die Offenlegung personenbezogener Daten an an-
dere als kirchliche Stellen für Zwecke der wissen-
schaftlichen Forschung und der Statistik ist nur zuläs-
sig, wenn diese sich verpflichten, die offengelegten
Daten nicht für andere Zwecke zu verarbeiten und die
Vorschriften der Absätze 3 und 4 einzuhalten. Der
kirchliche Auftrag darf durch die Offenlegung nicht
gefährdet werden.
(3)  Die personenbezogenen Daten sind zu anonymi-
sieren, sobald dies möglich ist. Bis dahin sind die
Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzel-
angaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse
einer bestimmten oder bestimmbaren Person zugeord-
net werden können. Sie dürfen mit den Einzelangaben
nur zusammengeführt werden, soweit der Zweck dies
erfordert.
(4)  Die Veröffentlichung personenbezogener Daten,
die für Zwecke wissenschaftlicher oder historischer
Forschung sowie der Statistik übermittelt wurden, ist
nur mit Zustimmung der übermittelnden Stelle zuläs-
sig. Die Zustimmung kann erteilt werden, wenn
1. die betroffene Person eingewilligt hat oder
2. dies für die Darstellung von Forschungsergebnis-

sen über Ereignisse der Zeitgeschichte unerlässlich
ist,

es sei denn, dass Grund zu der Annahme besteht, dass
durch die Veröffentlichung der Auftrag der Kirche ge-
fährdet würde.

§ 51
Verarbeitung personenbezogener Daten

durch die Medien
(1)  Soweit personenbezogene Daten von verantwort-
lichen Stellen ausschließlich für eigene journalistisch-
redaktionelle oder literarische Zwecke verarbeitet
werden, gelten von den Vorschriften dieses Kirchen-
gesetzes nur die §§ 8, 22, 25, 26 und 48. Hierunter fällt

die Herausgabe von Adressen-, Telefon- oder ver-
gleichbaren Verzeichnissen nur, wenn mit ihr zugleich
eine journalistisch-redaktionelle oder literarische Tä-
tigkeit verbunden ist.
(2)  Führt die journalistisch-redaktionelle Verarbei-
tung personenbezogener Daten zur Veröffentlichung
von Gegendarstellungen der betroffenen Person, so
sind diese Gegendarstellungen zu den gespeicherten
Daten zu nehmen und für dieselbe Zeitdauer aufzube-
wahren wie die Daten selbst.
(3)  Wird jemand durch eine Berichterstattung in sei-
nem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, so kann er
Auskunft über die der Berichterstattung zugrundelie-
genden, zu seiner Person gespeicherten Daten verlan-
gen. Die Auskunft kann verweigert werden, soweit aus
den Daten auf die berichtenden oder einsendenden
Personen oder die Gewährsleute von Beiträgen, Un-
terlagen und Mitteilungen für den redaktionellen Teil
geschlossen werden kann. Die betroffene Person kann
die Berichtigung unrichtiger Daten verlangen.

§ 52
Videoüberwachung öffentlich zugänglicher

Räume
(1)  Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Berei-
che innerhalb und außerhalb von Dienstgebäuden mit
optisch-elektronischen Einrichtungen ist nur zulässig,
soweit sie
1. in Ausübung des Hausrechts der kirchlichen Stelle

oder
2. zum Schutz von Personen und Sachen
erforderlich ist und keine Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen
überwiegen. Das Interesse an der nicht überwachten
Teilnahme am Gottesdienst ist besonders schutzwür-
dig.
(2)  Der Umstand der Beobachtung und der Name und
die Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle sind
durch geeignete Maßnahmen zum frühestmöglichen
Zeitpunkt erkennbar zu machen.
(3)  Die Speicherung oder Verwendung von nach Ab-
satz 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie zum Er-
reichen des verfolgten Zweckes erforderlich ist und
keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige In-
teressen der Betroffenen überwiegen.
(4)  Werden durch Videoüberwachung erhobene Da-
ten einer bestimmten Person zugeordnet und verarbei-
tet, so ist diese über die jeweilige Verarbeitung zu be-
nachrichtigen. Von der Benachrichtigung kann abge-
sehen werden,
1. solange das öffentliche Interesse an der Strafver-

folgung das Recht auf Benachrichtigung der be-
troffenen Person erheblich überwiegt oder

2. wenn die Benachrichtigung im Einzelfall einen un-
verhältnismäßigen Aufwand erfordert.

(5)  Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie
zur Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlich
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sind oder schutzwürdige Interessen der Betroffenen
einer weiteren Speicherung entgegenstehen.

§ 53
Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen

Die Aufzeichnung oder Übertragung von Gottesdiens-
ten oder kirchlichen Veranstaltungen ist datenschutz-
rechtlich zulässig, wenn die Teilnehmenden durch ge-
eignete Maßnahmen über Art und Umfang der Auf-
zeichnung oder Übertragung informiert werden.

Kapitel 9
Schlussbestimmungen

§ 54
Ergänzende Bestimmungen

(1)  Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung der
Kirchenkonferenz Durchführungsbestimmungen zu
diesem Kirchengesetz und ergänzende Bestimmungen
zum Datenschutz erlassen.
(2)  Die Gliedkirchen können für ihren Bereich Durch-
führungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz und
ergänzende Bestimmungen zum Datenschutz erlas-
sen, soweit sie dem Recht der Evangelischen Kirche
in Deutschland nicht widersprechen.
(3)  Soweit personenbezogene Daten von Sozialleis-
tungsträgern offengelegt werden, gelten zum Schutz
dieser Daten ergänzend die staatlichen Bestimmungen
entsprechend. Werden hierzu Bestimmungen gemäß
Absatz 1 erlassen, ist vorher das Evangelische Werk
für Diakonie und Entwicklung anzuhören.
(4)  Dieses Kirchengesetz soll innerhalb von fünf Jah-
ren überprüft werden.

§ 55
Übergangsregelungen

(1)  Bisherige Bestellungen der Beauftragten für den
Datenschutz gemäß den §§ 18 bis 18b des EKD-Da-
tenschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Januar 2013 (ABl. EKD S. 2, S. 34)
gelten fort. Für diese Bestellungen gelten die Rege-
lungen der §§ 39 bis 45 mit Inkrafttreten dieses Kir-
chengesetzes.
(2)  Bisherige Bestellungen der Betriebsbeauftragten
und örtlichen Beauftragten für den Datenschutz ge-
mäß § 22 des EKD-Datenschutzgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. Januar 2013 (ABl.
EKD S. 2, S. 34) gelten fort. Für diese Bestellungen
gelten die Regelungen der §§ 36 bis 38 mit Inkrafttre-
ten dieses Kirchengesetzes.
(3)  Vereinbarungen nach § 11 des EKD-Datenschutz-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
1. Januar 2013 (ABl. EKD S. 2, S. 34), gelten fort und
sind spätestens bis zum 31. Dezember 2019 an dieses
Kirchengesetz anzupassen.
(4)  Verfahrensverzeichnisse betreffend die Video-
überwachung gemäß § 52 sind bis zum 24. Mai 2018
zu erstellen. Die Erstellung der Verfahrensverzeich-

nisse nach § 31 dieses Kirchengesetzes hat bis zum
30. Juni 2019 zu erfolgen.

§ 56
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 55 Absatz 4 tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft. Im Übrigen tritt dieses Kirchengesetz am
24. Mai 2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt das EKD-Da-
tenschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 1. Januar 2013 (ABl. EKD S. 2, S. 34) außer
Kraft.

Bonn, den 15. November 2017
Präses der Synode

der Evangelische Kirche in Deutschland
Dr. Irmgard Schwaetzer

*

Kirchengesetz zur Änderung
des Ältestenwahlgesetzes

Vom 14. April 2018

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

Artikel 1
Änderung des Ältestenwahlgesetzes

Das Kirchengesetz über die Wahl der Ältesten in der
Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesi-
sche Oberlausitz (Ältestenwahlgesetz – ÄWG) vom
21. April 2012 (KABl. S. 94) zuletzt geändert durch
Kirchengesetz vom 29. Oktober 2016 (KABl. S. 175,
176) wird wie folgt geändert:
1. Bei § 4 Abs. 1 werden die Wörter „zum Abendmahl

zugelassenen“ gestrichen.
2. § 5 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„Zu Ältesten können nur Mitglieder der Kirchen-
gemeinde gewählt oder berufen werden, die
1. am Wahltag mindestens 18 Jahre alt sind und
2. am Leben der Kirchengemeinde teilnehmen

und bereit sind, über die innere und äußere Lage
der Kirchengemeinde Kenntnis und Urteil zu
gewinnen, und

3. konfirmiert oder in anderer Weise mit den
Grundlagen des christlichen Glaubens und des
kirchlichen Lebens vertraut gemacht sind.

Bei Mitgliedern, die nicht konfirmiert sind, stellt
der Gemeindekirchenrat das Vorliegen der Vor-
aussetzungen nach Satz 1 Nr. 3 bei der Prüfung der
Wahlvorschläge (§ 11) fest. Die zuständige Mitar-
beiterin oder der zuständige Mitarbeiter im Pfarr-
dienst gibt vorab ein Votum ab.“
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3. § 5a Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Für die Gemeindekirchenratswahlen bis zum
31. Dezember 2022 und die sich daran anschlie-
ßenden Amtszeiten gelten abweichend von Arti-
kel 19 Absatz 2 Nummer 1 Jugendliche im Alter
von 16 bis 18 Jahren, die konfirmiert oder in an-
derer Weise mit den Grundlagen des christlichen
Glaubens und des kirchlichen Lebens vertraut ge-
macht sind, als zum Ältestenamt befähigt; § 5
Abs. 2 Sätze 2 und 3 findet Anwendung.“

4. § 13 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Außer Vor- und Zunamen werden das Geburts-
jahr sowie die Wohnstraße und die Postleitzahl des
Wohnorts angegeben.“

5. Dem § 20 Absatz 3 Satz 2 wird ein Semikolon und
folgender Halbsatz angefügt:
„beträgt die Zahl der Ersatzältesten zwei, darf eine
Ersatzälteste oder ein Ersatzältester berufliche
kirchliche Mitarbeiterin oder beruflicher kirchli-
cher Mitarbeiter sein.“

6. Bei § 24 Absatz 1 wird Satz 4 wie folgt gefasst:
„In den Fällen des § 11 Absatz 2, § 15 Absatz 5
Satz 5 und § 15 Absatz 8 können nur Einwendun-
gen erhoben werden, die zuvor mit den dort ge-
nannten Rechtsbehelfen geltend gemacht wurden.“

7. Der bisherige Text des § 33 wird Absatz 1. An
§ 33 wird folgender Absatz 2 angefügt:
„(2) Gegen Entscheidungen des Konsistoriums 
nach Absatz 1 ist der Rechtsweg vor das Kirchli-
che Verwaltungsgericht eröffnet.“

Artikel 2
In-Kraft-Treten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Mai 2018 in Kraft.

Berlin, den 14. April 2018
Sigrun Neuwerth

(L. S.) Präses

*

Änderung der Geschäftsordnung der
Landessynode der Evangelischen

Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz

Beschluss der Landessynode
vom 14. April 2018

Die Geschäftsordnung der Landessynode der Evange-
lischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Ober-
lausitz vom 23. April 2004 (KABl. S. 95), geändert
durch Beschluss vom 5. April 2014, wird wie folgt
geändert:

1.
§ 19 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 19
Bildung und Geschäftsordnung der Ausschüsse

(1) Die Landessynode bildet aus der Mitte ihrer or-
dentlichen Mitglieder Ständige Ausschüsse und wählt
gemäß Artikel 77 Abs. 1 der Grundordnung deren
Vorsitzende.
Folgende Ständigen Ausschüsse sind mindestens zu
bilden:
- Ständiger Haushaltsausschuss,
- Ständiger Rechnungsprüfungsausschuss,
- Ständiger Kollektenausschuss,
- Ständiger Ausschuss Gemeinde und Diakonie,
- Ständiger Ausschuss Theologie, Liturgie und Kir-

chenmusik,
- Ständiger Ausschuss Kinder, Jugend und Bildung,
- Ständiger Ordnungsausschuss,
- Ständiger Ausschuss Ökumene, Mission, Dialog,
- Ständiger Ausschuss Gerechtigkeit, Frieden, Be-

wahrung der Schöpfung,
- Ständiger Ausschuss Öffentlichkeit und Kommu-

nikation, Digitalisierung und Vernetzung.
Die Landessynode kann auch Tagungsausschüsse bil-
den. Einem Ausschuss müssen mindestens fünf Mit-
glieder angehören.“

2.
Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt:
„(2) In jedem Ständigen Ausschuss können auf Vor-
schlag des Ausschusses und nach Bestätigung durch
den Ältestenrat ständige Gäste ohne Stimmrecht mit-
wirken.“

3.
Die Absätze 2 (alt) bis 6 werden zu den Absätzen 3 bis
7.

4.
Es wird folgender § 21 neu eingefügt:

„§ 21
Gemeinsame Tagung von Ausschüssen

(1) Die gemeinsame Tagung von Ausschüssen ist
möglich und im Rahmen der Haushaltsaufstellung bei
einer gemeinsamen Zuordnung zu einem Handlungs-
bereich erforderlich.
(2) Die Ausschussvorsitzenden verständigen sich auf
den gemeinsamen Sitzungstermin, die Tagesordnung
und die Sitzungsleitung. Kommt eine Einigung zwi-
schen den Ausschussvorsitzenden nicht zustande, so
koordiniert die Geschäftsstelle der Landessynode den
Sitzungstermin, legt der Ältestenrat die Tagesordnung
fest und bestimmt durch Los die Sitzungsleitung; die
Einladung zu der Sitzung erfolgt durch die Geschäfts-
stelle der Landessynode.
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(3) Bei gemeinsamen Sitzungen bedürfen die Be-
schlüsse der Mehrheit eines jeden Ausschusses.
(4) Die Protokollführung soll durch eine Mitarbeiterin
oder einen Mitarbeiter des Konsistoriums erfolgen.“

5.
Die bisherigen §§ 21 (alt) bis 23 werden zu den §§ 22
bis 24.

Berlin, den 14. April 2018
Sigrun Neuwerth

(L. S.) Präses

*

Kirchengesetz über das
Verfahren zur Aufstellung

des landeskirchlichen Haushalts
(Haushaltsaufstellungsgesetz – HAG)

Vom 13. April 2018

§ 1
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz ist auf die vorbereitenden Beratungen
zur Aufstellung des jeweiligen landeskirchlichen
Haushaltes, mit Ausnahme von Nachtragshaushalts-
plänen, anzuwenden.

§ 2
Handlungsbereiche und Fonds

(1)  Die frühzeitige Beteiligung der synodalen Gremi-
en an der Haushaltsaufstellung erfolgt anhand der
nachstehenden Handlungsbereiche:
a) Handlungsbereich 1: Verkündigung, Gemeinde,

(gemeindliche) Kinder- und Jugendarbeit, Seel-
sorge, Diakonie,

b) Handlungsbereich 2: Bildung, Ausbildung,
c) Handlungsbereich 3: Organe, Verwaltung, Rech-

nungsprüfung, Immobilien, kirchliche Dienste,
d) Handlungsbereich 4: Weltverantwortung: Missi-

on, Ökumene, interreligiöser Dialog, Gerechtig-
keit, Frieden, Bewahrung der Schöpfung,

e) Handlungsbereich 5: Kommunikation und Öf-
fentlichkeit, Digitalisierung und Vernetzung.

(2)  Neben den Handlungsbereichen gemäß Absatz 1
werden pro Haushaltsjahr ein Innovations-/Projekt-
fonds sowie einmalig ein Strukturanpassungsfonds
gebildet.
(3)  Durch den Innovations-/Projektfonds können zeit-
lich befristete Aufgaben und Projekte von besonderer
Bedeutung für die gesamte Landeskirche gefördert

werden. Dabei handelt es sich insbesondere um fol-
gende Aufgaben:
- die Unterstützung von Initiativen für die kirchliche

Arbeit,
- die Mitfinanzierung von Großprojekten,
- die Umstrukturierungen von Arbeitsbereichen,
- die Abwendung von Krisensituationen.
Bei einer Verringerung der Einnahmen verringert sich
die Höhe des Innovations-/Projektfonds im gleichen
Verhältnis wie sich die Zuordnung der Mittel für die
Handlungsbereiche ändert.
(4)  Die Mittel aus dem Strukturanpassungsfonds kön-
nen insbesondere eingesetzt werden, wenn sich erfor-
derliche Einsparungen im landeskirchlichen Haushalt
nicht kurzfristig oder nur durch eine einmalige Inves-
tition umsetzen lassen der für die Begleitung der Um-
setzung durch sozialverträgliche Maßnahmen, insbe-
sondere Personalmaßnahmen.

§ 3
Beteiligung von synodalen Ausschüssen

sowie der Kirchenleitung
Die Handlungsbereiche gemäß § 2 Absatz 1 werden
folgenden Ständigen Ausschüssen sowie der Kirchen-
leitung zur Beteiligung zugeordnet:
a) Ständiger Ausschuss Gemeinde und Diakonie so-

wie Ständiger Ausschuss Theologie, Liturgie,
Kirchenmusik gemeinsam – Handlungsbereich 1,

b) Ständiger Ausschuss Kinder, Jugend und Bil-
dung – Handlungsbereich 2,

c) Ständiger Ordnungsausschuss sowie Ständiger
Rechnungsprüfungsausschuss gemeinsam –
Handlungsbereich 3,

d) Ständiger Ausschuss Ökumene, Mission und Di-
alog sowie Ständiger Ausschuss Gerechtigkeit,
Frieden, Bewahrung der Schöpfung gemeinsam
– Handlungsbereich 4,

e) Ständiger Ausschuss Öffentlichkeit und Kom-
munikation, Digitalisierung und Vernetzung so-
wie Ständiger Kollektenausschuss gemeinsam –
Handlungsbereich 5,

f) Kirchenleitung – Innovations-/Projektfonds,
g) Ständiger Haushaltsausschuss – Strukturanpas-

sungsfonds.

§ 4
Planungsgrößen

(1)  Den Handlungsbereichen werden Haushaltsstel-
len sowie Mittelvorgaben, ausgehend von dem Niveau
der Haushaltsplanung des vorvergangenen Haushalts-
jahres, zugeordnet und entsprechend der Entwicklung
der voraussichtlich zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmittel linear fortgeschrieben, nachdem von den
der Landeskirche zustehenden Finanzanteilen die Dif-
ferenz zwischen dem sich aus § 2 Absatz 3 Satz 2 Kir-
chengesetz über die Ordnung des Finanzwesens der
Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesi-
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sche Oberlausitz (Finanzgesetz) ergebenden Betrag
und den jeweiligen Planungsansätzen für die dem Vor-
wegabzug unterliegenden Positionen – jeweils aufge-
rundet auf volle Hundert Euro-Beträge sowie Beträge
für Verstärkungsmittel und Rücklagenzuführungen –
abgezogen wurde.
(2)  Bei einer Verringerung der zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmittel wird der rechnerisch auf den
Handlungsbereich 5 entfallende Betrag zusätzlich
vom Handlungsbereich 3 aufgebracht. Diese Vertei-
lung ist spätestens zum 30. Juni 2022 zu überprüfen.
(3)  Bei der Zuordnung von Haushaltsmitteln sind
nicht zu berücksichtigen:
a) Mittel zur Finanzierung von Maßnahmen, die im

vorvergangenen Jahr verwendet wurden und
durch Rücklagenentnahmen oder Drittmittel ge-
deckt wurden oder

b) Mittel, die im vorvergangenen Jahr für einen nur
in diesem Jahr erforderlichen Zweck zur Verfü-
gung gestellt wurden.

§ 5
Verfahren

(1)  Vor Beginn der Haushaltsplanung werden die den
Handlungsbereichen voraussichtlich zur Verfügung
stehenden Haushaltsmittel den nach § 3 zu beteiligen-
den synodalen Gremien vom Konsistorium mitgeteilt.
Die Ausschüsse können Schwerpunkte für die Finan-
zierung kirchlicher Arbeit für den jeweiligen Pla-
nungszeitraum benennen sowie solche Aufgaben, die
in dem jeweiligen Planungszeitraum mit weniger
Haushaltsmitteln wahrgenommen werden sollen. Da-
bei sollen Aufgaben, die zu über 70 % aus Drittmitteln
außerhalb des kirchlichen Bereichs finanziert werden,
nach Möglichkeit nicht verringert werden und eine
Verringerung von Zuweisungen für zusammenhän-
gende und definierte Teile des Haushaltes, die in der

Planung in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen
sind und deren Ergebnis ohne Einfluss auf das Ergeb-
nis des Haushaltes gebildet und in den selben Bereich
des Folgejahres vorgetragen werden (selbstabschlie-
ßende Funktion) nur in einem Umfang erfolgen, der
die mit der selbstabschließenden Funktion verbundene
Aufgabe nicht unmöglich macht.
(2)  Die Schwerpunkte sind Grundlage der im Haus-
haltsbuch darzustellenden Ziele.
(3)  Die Kirchenleitung empfiehlt der Landessynode
die Aufgaben und Projekte, für die Haushaltsmittel aus
dem Innovations-/Projektfonds in dem jeweiligen Pla-
nungszeitraum verwendet werden sollen, zusammen
mit den erforderlichen Vergabekriterien.
(4)  Der Ständige Haushaltsauschuss erstellt einen
Entwurf des Haushalts. Dabei fließen die Voten der
nach Absatz 1 zu beteiligenden Gremien ein. Im An-
schluss leitet der Ausschuss den Entwurf an die Kir-
chenleitung weiter, die der Landessynode einen ab-
schließenden Entwurf vorlegt.

§ 6
Verhältnis zu anderen Rechtsvorschriften

Regelungen über die Aufstellung von Haushalten in
anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

§ 7
Inkrafttreten

(1)  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2018 in Kraft.
(2)  Bis zum 31. Dezember 2023 hat eine Überprüfung
seiner Regelungen zu erfolgen.

Berlin, den 13. April 2018
Sigrun Neuwerth

(L. S.) Präses

II. Bekanntmachungen

U r k u n d e
über die Änderung des Namens
der Kirchengemeinde Glasow,

Evangelischer Kirchenkreis
Zossen-Fläming

Mit Zustimmung der Beteiligten hat das Konsistorium
aufgrund von Artikel 12 Absatz 3 der Grundordnung
der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schle-
sische Oberlausitz vom 21./24. November 2003
(KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL 3/2003 S. 7), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Kirchengesetzes
vom 28. Oktober 2017 (KABl. S. 222, 223), beschlos-
sen:

§ 1
Der Name der Kirchengemeinde Glasow, Evangeli-
scher Kirchenkreis Zossen-Fläming, wird geändert in
„Evangelische Kirchengemeinde Glasow“.

§ 2
Diese Urkunde tritt am 1. Mai 2018 in Kraft.

Berlin, den 10. April 2018
Az.: 1000-01:86/058-57.02

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine
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U r k u n d e
über die Errichtung einer

Kreispfarrstelle für die
Superintendentin oder den

Superintendenten des
Kirchenkreises Potsdam

Aufgrund von Artikel 61 in Verbindung mit Artikel 49
der Grundordnung der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom 21./24.
November 2003 (KABl. EKiBB S. 159, ABl. EKsOL
2003/3), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Kirchen-
gesetzes vom 28. Oktober 2017 (KABl. S. 222, 223),
hat der Kreiskirchenrat des Kirchenkreises Potsdam
am 21. März 2018 beschlossen:

§ 1
Im Kirchenkreis Potsdam wird eine Kreispfarrstelle
für die Superintendentin oder den Superintendenten
errichtet.

§ 2
Die Urkunde tritt vorbehaltlich der Genehmigung
durch das Konsistorium am 1. Mai 2018 in Kraft.

Potsdam, den 21. März 2018

Kreiskirchenrat des
Kirchenkreises Potsdam

Der Vorsitzende
(L. S.) Dr. Joachim Zehner

Kirchenaufsichtlich genehmigt:
Berlin, den 17. April 2018

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

*

U r k u n d e
über die Errichtung einer

Kreispfarrstelle für die
Superintendentin oder den

Superintendenten des Evangelischen
Kirchenkreises Zossen-Fläming

Aufgrund von Artikel 61 der Grundordnung der Evan-
gelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische
Oberlausitz vom 21./24. November 2003 (KABl.
EKiBB S. 159, ABl. EKsOL 2003/3), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Kirchengesetzes vom 28. Oktober
2017 (KABl. S. 222, 223), hat die Kreissynode des

Evangelischen Kirchenkreises Zossen-Fläming am
17. März 2018 beschlossen:

§ 1
Im Evangelischen Kirchenkreis Zossen-Fläming wird
eine Kreispfarrstelle für die Superintendentin oder den
Superintendenten errichtet.

§ 2
Die Urkunde tritt vorbehaltlich der Genehmigung
durch das Konsistorium am 1. Juni 2018 in Kraft.

Zossen, den 17. März 2018

Kreissynode des Evangelischen
Kirchenkreises Zossen-Fläming

Der Präses
(L. S.) Bernhard Gutsche

Kirchenaufsichtlich genehmigt:
Berlin, den 17. April 2018

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

*

Genehmigung eines neuen
Kirchensiegels

Konsistorium Berlin, den 24. April 2018
Az.: 1252-03:14/024

Die Nikodemus-Kirchengemeinde, Evangelischer
Kirchenkreis Neukölln, hat mit Genehmigung des
Konsistoriums das unten abgebildete Kirchensiegel
ohne Beizeichen eingeführt.

Die Umschrift lautet: „NIKODEMUS-KIRCHEN-
GEMEINDE“.
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Außergeltungsetzung von
Kirchensiegeln

1. Konsistorium Berlin, den 24. April 2018
Az.: 1252-03:14/024

Die Kirchensiegel mit der Umschrift „EV.
PFARRAMT NIKODEMUS BERLIN-NEU-
KÖLLN“ mit den Beizeichen „zwei Sterne“,
„drei Sterne“, „vier Sterne“ sowie das Siegel mit
der Umschrift „EVANG. KIRCHENGEMEIN-
DE NIKODEMUS BERLIN-NEUKÖLLN“ mit
dem Beizeichen „Kreuz“, Evangelischer Kir-
chenkreis Neukölln, werden außer Geltung ge-
setzt.

2. Konsistorium Berlin, den 3. Mai 2018
Az.: 1252-03:37/032-32.01

Die Kirchensiegel mit der Umschrift „EVAN-
GELISCHE KIRCHENGEMEINDE BERLIN-
BAUMSCHULENWEG“ mit den Beizeichen
„Viereck“ und „Dreieck“, Evangelischer Kir-
chenkreis Lichtenberg-Oberspree, werden außer
Geltung gesetzt.

*

Berufung des Vorsitzenden und des
Stellvertreters der Kammer der

Schiedsstelle für die Sprengel Potsdam
und Görlitz sowie für die

landeskirchlichen Dienststellen nach
dem Mitarbeitervertretungsgesetz

Die Kirchenleitung hat am 16. März 2018 mit Wir-
kung vom 1. April 2018 gemäß § 57 des Zweiten Kir-
chengesetzes über Mitarbeitervertretungen in der
Evangelischen Kirche in Deutschland 2013 (Mitar-
beitervertretungsgesetz der EKD – MVG-EKD) vom
12. November 2013 (ABl. EKD 2013 S. 425, KABl.
2014 S.122) i. V. mit § 14 des Kirchengesetzes über
die Anwendung des Mitarbeitervertretungsgesetzes
der EKD in der Evangelischen Kirche Berlin-Bran-
denburg-schlesische Oberlausitz (MVG-Anwen-
dungsgesetz – MVG-AG) vom 16. April 2010 (KABl.
S. 108) in der Fassung vom 4. April 2014 (KABl.
S. 110)
zum Vorsitzenden der Kammer der Schiedsstelle für
die Sprengel Potsdam und Görlitz sowie für die lan-
deskirchlichen Dienststellen
Herrn Richter am Arbeitsgericht (Neuruppin) Christ-
hard Weiß
und
zum Stellvertreter
Herrn Richter am Arbeitsgericht (Berlin) Dr. Thomas
Kühn
berufen.
Die Amtszeit beträgt sechs Jahre.

Berlin, den 20. März 2018
Az.: 2303-06:00

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

III. Stellenausschreibungen

Ausschreibung
von Pfarrstellen

1. Die (2.) Pfarrstelle der Evangelischen Kaiser-
Wilhelm-Gedächtnis-Kirchengemeinde, Evan-
gelischer Kirchenkreis Charlottenburg-Wil-
mersdorf, ist ab sofort mit 100 % Dienstumfang
durch das Konsistorium wieder zu besetzen.
Die Situation der Gemeinde mit 2.700 Mitgliedern
als Trägerin einer Citykirche mit 1,3 Millionen Be-
suchern pro Jahr ist außergewöhnlich und heraus-
fordernd. Für die Bewältigung der Aufgaben sind

vor allem biblisch-theologische Kompetenz mit
Phantasie zum Beschreiten neuer Wege der Ver-
kündigung sowie Kommunikationsfähigkeit, Be-
lastbarkeit und kreatives Engagement notwendig,
aber auch ein Bewusstsein für das Potential der
Musik für Verkündigung und Gemeindeaufbau.

Im Wissen um die Geschichte sind der Kirchenge-
meinde Versöhnung und Frieden, Völkerverstän-
digung und Ökumene zentrale Anliegen. Als Mit-
glied der Nagelkreuz-Gemeinschaft pflegt sie die
Verbindung mit der Kathedrale von Coventry.
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Jeden Sonntag finden zwei, gelegentlich drei Got-
tesdienste statt. Hinzu kommen an Samstagen
Bach-Kantategottesdienste und Orgelvespern, im
Sommer gegenwärtig die Jazz-Reihe InSpirit und
des Öfteren zentrale anlassbezogene Gottesdienste
von gesamtkirchlicher Bedeutung, außerdem re-
gelmäßige Kurzgottesdienste an den Wochenta-
gen. An diesen Diensten beteiligen sich Geistliche
aus Landeskirche und EKD sowie Musikerinnen
und Musiker von überall her. Zum pastoralen Auf-
gabenbereich gehören aber auch die Jüngsten in
der Kindertagesstätte sowie seelsorgliche Präsenz
in fünf Seniorenwohneinrichtungen im Gemeinde-
gebiet.
So gestaltet ein kleines Team von Hauptamtlichen
– zwei Pfarrstellen sowie 0,75-Stelle für Cityseel-
sorge, 1,3 Kirchenmusikerstellen, 0,75 Stelle für
eine Gemeindesekretärin, drei Kirchwartstellen,
unterstützt durch weitere Kräfte des Vereins
„Freunde der Kaiser-Wilhelm-Gedächtnis-Kirche
e. V.“ – zusammen mit den Ehrenamtlichen ein
vielfältiges kirchliches Leben.
Die Gemeinde hat zudem einen Organisationsent-
wicklungsprozess begonnen, der auf stärkere Pro-
fessionalisierung von Geschäftsführung, Öffent-
lichkeitsarbeit und Fundraising und damit auf Ent-
lastung der Pfarrstellen in diesen Aufgabenfeldern
zielt.
Die Gemeinde wünscht sich eine Pfarrerin oder ei-
nen Pfarrer, die oder der Freude hat an

- den vielfältigen Formen von Verkündigung
und Liturgie in der Kirche auf dem Breitscheid-
platz, einschließlich ungewöhnlicher Kasuali-
en,

- der Ausgestaltung des kirchlichen Auftrags in
Gesellschaft und Öffentlichkeit,

- der Gestaltung einer attraktiven Gemeindear-
beit für die Menschen im innerstädtisch ge-
prägten Gemeindebereich und darüber hinaus,

- der Gewinnung und Begleitung von Ehrenamt-
lichen,

- der Weiterentwicklung der Konfirmandenar-
beit in Kooperation mit Nachbargemeinden,

- der Pflege und Weiterentwicklung der Kontak-
te mit Partner-Institutionen

- und gern bereit ist, die Gemeinde in diversen
kirchlichen und außerkirchlichen Gremien und
Netzwerken zu vertreten.

Der Gemeindekirchenrat freut sich auf die Bewer-
bung einer Persönlichkeit mit integrativem Füh-
rungsstil, strategischer Weitsicht, seelsorgerlicher
Haltung und der Bereitschaft, zu delegieren und in
Teams zu arbeiten.
Eine Dienstwohnung kann zeitnah zur Verfügung
gestellt werden.
Informationen zur Kirchengemeinde gibt es unter
www.gedaechtniskirche-berlin.de.

Weitere Auskünfte erteilen Superintendent Cars-
ten Bolz, Telefon: 030/8730478, Pfarrer Martin
Germer, Telefon: 0170/4344386, und der Vorsit-
zende des Gemeindekirchenrats Anselm Lange,
Telefon: 0151/12452280.
Bewerbungen werden bis zum 18. Juni 2018 erbe-
ten an das Konsistorium, Abt. 3, Georgenkirch-
straße 69, 10249 Berlin.

2. Die (2.) Pfarrstelle der Kirchengemeinden des
Pfarrsprengels Rädigke-Belzig, Evangelischer
Kirchenkreis Mittelmark-Brandenburg, ist ab
sofort mit 100 % Dienstumfang durch das Konsis-
torium zu besetzen.
Der Pfarrsprengel Rädigke-Belzig besteht aus
neun Gemeinden mit ca. 1.650 Gemeindegliedern.
Der Dienst der Pfarrstelle ist überwiegend für die
Evangelische Kirchengemeinde St. Marien Hoher
Fläming Bad Belzig bestimmt, zu der die Stadtkir-
che St. Marien sowie weitere acht gut erhaltene
Dorfkirchen gehören.
Herausforderungen bleiben die Gestaltung der
Gottesdienste in der Stadt wie auch die Gestaltung
geistlichen Lebens in den Dörfern. Es wird weiter
zu klären sein, wo die Kirchengemeinde in Bad
Belzig ihr Zentrum haben wird, in einem neuen
Gemeindehaus und/oder in der Stadtkirche St. Ma-
rien. Zukünftig bleibt die Aufgabe, das Innere der
Kirche weiter zu gestalten.
Das Mitarbeiterteam besteht aus einem weiteren
Pfarrer, einem Kantor, zwei Mitarbeiterinnen im
Gemeindebüro, einem Friedhofsverwalter und auf
der Ebene des Kirchenkreises einer Katechetin und
einem Jugendmitarbeiter.
Die Gemeinden freuen sich auf eine Pfarrerin oder
einen Pfarrer, die oder der
- Freude an der theologischen Arbeit hat und da-

rüber hinaus missionarische Arbeiten wahr-
nimmt,

- Freude an der Zusammenarbeit im Team hat,
- mit dem Gemeindekirchenrat und den haupt-

amtlich Mitarbeitenden die Gemeindearbeit re-
flektiert und Ideen in der Gemeindearbeit ent-
wickelt und fördert,

- Gemeindeglieder mit ihren verschiedenen Ga-
ben wahrnimmt und sie in die Kirchengemein-
den integrieren kann,

- sich in verschiedene Lebenslagen und Milieus
einfühlt und Menschen vor Ort begleitet,

- Führungs- und Verwaltungsaufgaben gern aus-
übt,

- traditionelle Gottesdienstformen schätzt und
neue Impulse in der Gottesdienstgestaltung set-
zen kann,

- die Arbeit mit Familien im Blick hat,
- der Kirchengemeinde in der Stadt Belzig ein

Profil gibt.
Eine geräumige Dienstwohnung in Bad Belzig ist
vorhanden.
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Weitere Auskünfte erteilen der Superintendent des
Evangelischen Kirchenkreises Mittelmark-Bran-
denburg Siegfried-Thomas Wisch, Telefon:
03382/291, der Vorsitzende des Gemeindekir-
chenrats Wolfgang Biedermann, Telefon: 033841/
38960, und der geschäftsführende Pfarrer Matthias
Stephan, Telefon: 033848/90954.
Bewerbungen werden bis zum 18. Juni 2018 erbe-
ten an das Konsistorium, Abt. 3, Georgenkirch-
straße 69, 10249 Berlin.

3. Die (2.) Pfarrstelle der Kirchengemeinden des
Pfarrsprengels Rathenow, Evangelischer Kir-
chenkreis Nauen-Rathenow, ist ab sofort mit
100 % Dienstumfang durch Gemeindewahl wieder
zu besetzen.
Zu den pfarramtlichen Aufgaben gehört der Dienst
in der Kirchengemeinde St. Marien-Andreas Ra-
thenow mit 1.918 Gemeindegliedern und in der
Kirchengemeinde Semlin mit 62 Gemeindeglie-
dern. Zur Pfarrstelle gehören vier Predigtstätten.
Die Evangelische Kindertagesstätte „Regenbo-
gen“ beschäftigt 17 Angestellte und hat eine Ka-
pazität von 94 Plätzen.
Im Pfarrsprengel ist ein weiterer Pfarrer tätig.
Der Pfarrerin oder dem Pfarrer, der Gemeindepä-
dagogin oder dem Gemeindepädagogen steht ein
hauptamtliches Team mit zwei Mitarbeitenden in
der Arbeit mit Kindern, eine Mitarbeitende in der
Kirchenmusik jeweils mit Stellenanteilen sowie ei-
ner Gemeindeangestellten im Gemeindebüro un-
terstützend zur Seite, das sich auf eine lebendige,
intensive und vertrauensvolle Zusammenarbeit
freut, ebenso wie die zwei engagierten Gemeinde-
kirchenräte und eine Vielzahl von ehrenamtlich
Mitarbeitenden, ohne die die Entwicklung der Ge-
meinde nicht möglich wäre.
Die Gemeinden wünschen sich eine Pfarrerin oder
einen Pfarrer, eine Gemeindepädagogin oder einen
Gemeindepädagogen, die oder der
- zuverlässig und teamfähig ist,
- Freude an den pfarramtlichen Aufgaben und

Diensten hat,
- mit Fleiß, Kreativität und Ideen die kirchliche

Arbeit und das Gemeindeleben bereichert.
Die Kirchengemeinden sind offen für die neue
Pfarrperson und ihre kreativen Ideen, persönlichen
Akzente und individuellen Impulse.
Eine Dienstwohnung in Rathenow steht zur Ver-
fügung.
Informationen zu den Kirchengemeinden Rathe-
now und Semlin sowie zur Infrastruktur der Stadt
Rathenow sind auf den Internetseiten der Kirchen-
gemeinde Rathenow, des Evangelischen Kirchen-
kreises Nauen-Rathenow und der Stadt Rathenow
abrufbar.
Weitere Auskünfte erteilen für die Gemeinde-
kirchenräte: Pfarrer Andreas Buchholz, Kirch-
platz 17, 14712 Rathenow, Telefon: 03385/
516894, E-Mail: Pfarrer-buchholz@web.de, Ge-

meindekirchenratsvorsitzender Olaf Enders, Elch-
steig 9, 14712 Rathenow, Telefon: 0174/3243590,
Gemeindebüro, Telefon: 03385/512390, und Su-
perintendent Thomas Tutzschke, Hamburger Stra-
ße 14, 14641 Nauen, Telefon: 03321/49118, E-
Mail: ev.kirchenkreisnauen-rathenow@t-online.
de.
Bewerbungen werden bis zum 18. Juni 2018 erbe-
ten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

4. Die (1.) Pfarrstelle der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Am Hohenzollernplatz, Evangeli-
scher Kirchenkreis Charlottenburg-Wilmers-
dorf, ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt mit
100 % Dienstumfang durch den Gemeindekirchen-
rat zu besetzen.
Die Evangelische Kirchengemeinde Am Hohen-
zollernplatz ist eine mittelgroße Innenstadtge-
meinde mit ca. 3.000 Mitgliedern, deren Umfeld
durch bürgerliches Wohnen geprägt ist.
Das Team der Gemeindearbeit besteht aus einer
Pfarrerin, einem Kirchenmusiker, einem Diakon,
einem Küster, einem Reinigungs- und Hausmeis-
terdienst und zahlreichen Ehrenamtlichen.
Die Gemeinde feiert sonntags zwei unterschiedlich
gestaltete Gottesdienste. Daneben wirkt sie mit
Noonsong, Kunstausstellungen und Konzerten in
das kulturelle Leben der Stadt hinein.
Die enge Kooperation im Kirchenkreis ist ebenso
Kennzeichen der Arbeit wie die Zusammenarbeit
mit der Chinesisch Christlichen Gemeinde Berlin,
die in der Kirche beheimatet ist. Das herausragende
Ensemble von Kirche und Gemeinde-/Pfarrhaus
bietet eine besondere architektonische Qualität so-
wie eine Vielzahl an großzügigen Räumen.
Die Gemeinde wünscht sich eine Pfarrerin oder ei-
nen Pfarrer, die oder der die Gemeindemitglieder
verlässlich begleitet und am vielfältigen Gemein-
deleben mitwirkt. Zentral sind die Gestaltung der
Gottesdienste, die seelsorgerliche Arbeit, Besuche
und Begegnungen sowie Gemeindekommunikati-
on. Sie oder er sollte das diakonische Handeln wei-
terentwickeln und sich dabei an aktuellen Heraus-
forderungen des Gemeinwesens orientieren.
Die Gemeinde sucht eine teamorientierte Pfarrerin
oder einen teamorientierten Pfarrer mit Freude an
lebensnaher Verkündigung und generationsüber-
greifender Arbeit. Sie erwartet zudem Medien-
kompetenz sowie interkulturelle Offenheit.
Zur Pfarrstelle gehört eine geräumige Dienstwoh-
nung.
Weitere Auskünfte erteilen die Vorsitzende des
Gemeindekirchenrats Dr. Annette Niederfranke,
Telefon: 0160/90153779, E-Mail: annette@nie-
derfranke.com, Pfarrerin Claudia Wüstenhagen,
Telefon: 0179/3955023, E-Mail: claudiawuesten-
hagen@gmail.com, und Superintendent Carsten
Bolz, Telefon: 030/8730478, E-Mail: suptur@cw-
evangelisch.de.
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Bewerbungen werden bis zum 18. Juni 2018 erbe-
ten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

5. Im Evangelischen Kirchenkreis Oderland-
Spree ist die Kreispfarrstelle zur besonderen Ver-
fügung für die Aus- und Fortbildung von Ehren-
amtlichen und Bildungsangebote für Erwachsene
ab 1. Juli 2018 mit 100 % Dienstumfang zu beset-
zen. Die Übertragung der Stelle erfolgt für die
Dauer von sechs Jahren.
Zu den Aufgaben gehören:
- Weiterentwicklung der Bildungsarbeit für Er-

wachsene im Kirchenkreis,
- Organisation und Durchführung regelmäßiger

Aus- und Fortbildungen für Kirchenälteste,
Lektorinnen und Lektoren und andere Ehren-
amtliche in den Kirchengemeinden,

- Entwicklung, Gestaltung und Durchführung
von geistlichen Angeboten und Bildungsveran-
staltungen zu kirchlich und gesellschaftlich re-
levanten Themen,

- Koordination, Leitung und Entwicklung des
Angebots der Arbeitsstelle der Evangelischen
Erwachsenenbildung im Kirchenkreis, ebenso
Beantragung und Abrechnung der Fördermittel
bei den zuständigen kommunalen Stellen,

- Beratung von Kirchengemeinden zur Gestal-
tung ihrer Bildungsangebote und in gemeindli-
chen Lernprozessen,

- Erstellung eines Bildungsprogramms.
Gewünscht werden:
- theologische und pädagogische Kompetenzen,
- Erfahrungen in der kirchlichen Erwachsenen-

bildung,
- Interesse an aktuellen kirchlichen und gesell-

schaftlichen Herausforderungen,
- Kommunikations- und Teamfähigkeit,
- Souveränität im Umgang mit Haushalts- und

öffentlichen Fördermitteln,
- Kenntnisse in der Öffentlichkeitsarbeit und im

Umgang mit EDV,
- Bereitschaft zu flexiblen Arbeitszeiten und Tä-

tigkeiten an wechselnden Orten des Kirchen-
kreises,

- Bereitschaft, im Kirchenkreis zu wohnen.
Der Kirchenkreis bietet:
- einen hohen Stellenwert für Bildungsangebote

für Erwachsene,
- engagierte haupt- und ehrenamtliche Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter, die sich auf die Zu-
sammenarbeit und Unterstützung freuen,

- einen kreiskirchlichen Beirat, der die Bildungs-
arbeit für Erwachsene mitentwickelt, fördert
und begleitet,

- Gestaltungsspielräume für eigene Akzente in
einem vielfältigen Wirkungsfeld,

- ein Büro am Dom zu Fürstenwalde (Spree) in
direkter Nachbarschaft der Büros anderer kreis-
kirchlicher Arbeitsgebiete und der Arbeitsstelle
für Religionsunterricht.

Weitere Auskünfte erteilen die Vorsitzende des
Beirats Bildung und Ehrenamt und stellvertretende
Superintendentin Pfarrerin Agnes-Maria Bull, Te-
lefon: 033434/70233, und Superintendent Frank
Schürer-Behrmann, Telefon: 0335/5563131.
Bewerbungen werden bis zum 18. Juni 2018 erbe-
ten an das Konsistorium, Ref. 3.1, Georgenkirch-
straße 69, 10249 Berlin.

*

Erneute Ausschreibung
von Pfarrstellen

1. In der Gefängnisseelsorge im Land Branden-
burg ist ab 1. Mai 2018 die (7.) landeskirchliche
Pfarrstelle mit 100 % Dienstumfang zu besetzen.
Die Übertragung der Pfarrstelle erfolgt für die
Dauer von sechs Jahren. Der Dienst ist in der Jus-
tizvollzugsanstalt (JVA) Brandenburg an der Ha-
vel vorgesehen.
Bewerbungen sind zulässig von Pfarrerinnen und
Pfarrern aller Gliedkirchen der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD).
Die JVA Brandenburg an der Havel verfügt über
407 Haftplätze für Untersuchungs- und Strafge-
fangene, eine sozialtherapeutische Abteilung und
den offenen Vollzug. Hilfs- und Behandlungsme-
thoden in der JVA sind u. a. Täter-Therapien, so-
ziales Training, Drogen-, Schuldnerberatung und
Berufsberatung. 299 Mitarbeitende sind überwie-
gend im Vollzugsdienst und im Werkdienst be-
schäftigt. Zur JVA gehören die Eigenbetriebe
Tischlerei, Schneiderei, Schlosserei und eine Kfz-
Werkstatt. Die Gefangenen können Schulab-
schlüsse und berufliche Qualifizierungen erwer-
ben.
Von der Pfarrerin oder dem Pfarrer wird erwartet:
- seelsorgerliche Kompetenz im Umgang mit

Männern im Strafvollzug und ihren Angehöri-
gen,

- lebensnahe Gottesdienste und Gruppenarbeit,
- sensible und einfühlsame Kommunikationsfä-

higkeit,
- Selbstwahrnehmung in Nähe und Distanz, Rol-

lenklarheit,
- zugewandte Freundlichkeit für die Mitarbei-

tenden,
- ökumenische Zusammenarbeit mit dem katho-

lischen Seelsorger,
- Einbindung von Ehrenamtlichen,
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- Freude an der aktiven Mitarbeit im landeskirch-
lichen Gefängnisseelsorgekonvent,

- Berufserfahrung einschließlich pfarramtlicher
Verwaltungsaufgaben.

Eine seelsorgerliche Qualifikation (KSA) ist er-
wünscht, die Teilnahme an einer berufsbegleiten-
den Weiterbildung für die Seelsorge in Justizvoll-
zugsanstalten (sechsmal eine Woche in zwei Jah-
ren im Bereich der EKD) sowie an Supervisionen
wird vorausgesetzt. Zu Beginn des Dienstes steht
eine Einführungs- und Hospitationsphase. Die re-
gelmäßige Teilnahme am Konvent und der Jahres-
rüste der Gefängnisseelsorgerinnen und Gefäng-
nisseelsorger der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz (EKBO) ist
verpflichtend. Die Fachberatung geschieht durch
den Landespfarrer für Gefängnisseelsorge, die
Dienstaufsicht liegt im Konsistorium (Spezialseel-
sorge).
Eine Dienstwohnung ist nicht vorhanden. Es wird
erwartet, dass der Wohnort so liegt, dass die JVA
in Rufbereitschaft erreicht werden kann.
Weitere Auskünfte erteilen Landespfarrer Uwe
Breithor, Telefon: 0172/8424365, und Oberkon-
sistorialrätin Dorothea Braeuer, Telefon:
030/24344-286.
Bewerbungen werden bis zum 18. Juni 2018 erbe-
ten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

2. Die (1.) Pfarrstelle der Evangelischen Paul-Ger-
hardt-Kirchengemeinde Lübben, Evangeli-
scher Kirchenkreis Niederlausitz, ist ab 1. Sep-
tember 2018 mit 100 % Dienstumfang durch Ge-
meindewahl zu besetzen.
Die Kirchengemeinde hat 1.872 Gemeindeglieder.
Derzeit wird die Bildung eines Pfarrsprengels mit
den Kirchengemeinden Lübben-Land und Niewitz
vorbereitet, die durch eine andere Pfarrperson
pfarramtlich versorgt werden. Die Evangelische
Paul-Gerhardt-Kirchengemeinde Lübben ist als
letzte Wirkungsstätte von Paul Gerhardt eine von
der Erinnerung an ihn geprägte Kleinstadtgemein-
de im touristisch stark frequentierten Tor zum Un-
ter- und Oberspreewald.
Die Kirchengemeinde wünscht sich eine Pfarrerin,
einen Pfarrer bzw. eine ordinierte Gemeindepäda-
gogin, einen ordinierten Gemeindepädagogen, die
oder der gern und fröhlich Dienst in der Kirchen-
gemeinde tun möchte. Sie feiert wöchentlich Got-
tesdienst nach einem gemeinsamen Gottesdienst-
plan mit den anderen Gemeinden des geplanten
Pfarrsprengels.
In der Kirchengemeinde arbeiten ein Kantor sowie
in Teilzeit eine Gemeindepädagogin, eine Jugend-
mitarbeiterin und eine Verwaltungsmitarbeiterin.
Der Gemeindekirchenrat ist sehr aktiv und über-
nimmt selbstständig Aufgaben.
Es gibt einen Posaunenchor, einen ökumenischen
Kirchenchor, weitere Gemeindekreise sowie eine
bewährte Zusammenarbeit mit der Evangelischen

Kindertagesstätte und der Evangelischen Grund-
schule vor Ort. Eine Ausweitung der Zusammen-
arbeit mit der zweiten Pfarrerin im geplanten Pfarr-
sprengel ist ausdrücklich gewünscht. Bisher wer-
den die Konfirmandenarbeit und das Gemeinde-
blatt gemeinsam verantwortet.
Die Kirchengemeinde plant mit Unterstützung des
Kirchenkreises den Bau eines regionalen Gemein-
dezentrums. Notwendig für den Dienst ist ein ei-
gener PKW.
In der Kreisstadt Lübben (Spreewald) mit ca.
14.000 Einwohnern und ihrer guten und städti-
schen Infrastruktur befinden sich eine Evangeli-
sche Kindertagesstätte sowie eine Evangelische
Grundschule, eine Oberschule und ein Gymnasi-
um. Es gibt eine stündliche Bahnanbindung nach
Berlin und Cottbus sowie die nahe Autobahn A 13.
Berlin ist innerhalb von 45 min zu erreichen. Eine
geräumige Pfarrdienstwohnung ist vorhanden.
Informationen sowie das Gemeindeleitbild sind zu
finden auf der Website: www.paul-gerhardt-lueb-
ben.de.
Weitere Auskünfte erteilen der Vorsitzende des
Gemeindekirchenrats Jörg Dunger, Telefon:
03546/181288, sowie Superintendent Thomas
Köhler, Telefon: 03546/3122.
Bewerbungen werden bis zum 18. Juni 2018 erbe-
ten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

*

Ausschreibung
von Kirchenmusikstellen

1. Ausschreibung für eine kreiskirchliche Beauf-
tragte oder einen kreiskirchlichen Beauftragten
für Popularmusik für den Kirchenkreis Span-
dau mit einem Stellenumfang von 50 % RAZ und
befristet für zwei Jahre.
Der Kirchenkreis Spandau sucht eine kreiskirchli-
che Beauftragte oder einen kreiskirchlichen Be-
auftragten für Popularmusik, die oder der pop-ori-
entierte Kirchenmusik (Bandarbeit, Jugendchor
u. a.) im Kirchenkreis aufbaut, fördert und beglei-
tet. Der Dienstumfang beträgt 50 % RAZ.
Die Stelle ist zunächst befristet für zwei Jahre. Der
Dienstantritt soll so schnell als möglich erfolgen.
Erwartet wird der Aufbau und die Beratung von
Bandarbeit, pop-orientierte Jugendchorarbeit und
die Verbindung von sozialer und kirchenmusikali-
scher Arbeit in Zusammenarbeit mit der Arbeits-
stelle für Jugendarbeit im Kirchenkreis Spandau
(AJAKS).
Außerdem erwarten die Musikerinnen und Musi-
ker des Kirchenkreises Beratung, Unterstützung
und Weiterbildung in stilsicherem Begleiten und
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Arrangieren von pop-orientierter Kirchenmusik.
Fester Bestandteil ist zudem die Vorbereitung und
Ausgestaltung des jährlich stattfindenden Kirchen-
kreisgottesdienstes.
Anstellungsvoraussetzungen sind:
- ein musikalischer Hochschulabschluss (BA

oder MA) mit popularmusikalischen Anteilen
- Erfahrung im Bereich Band- oder Chorleitung

im Bereich Gospel, Jugend etc.
- Mitgliedschaft in der Evangelischen Kirche.
Weitere Qualifikationen z. B. im Bereich Pädago-
gik, Kirchenmusik o. Ä. sind wünschenswert,
ebenso der Besitz einer Fahrerlaubnis und eines
Kraftfahrzeugs.
Die Vergütung erfolgt gemäß Tarifvertrag der
Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schle-
sische Oberlausitz (TV-EKBO) bei Erfüllung der
im TV-EKBO genannten Voraussetzungen in Ent-
geltgruppe 11.
Weitere Auskünfte erteilt Bernhard Kruse, Tele-
fon: 030/34399610.
Bewerbungen werden bis zum 1. Juni 2018 erbeten
an den Kreiskirchenrat des Kirchenkreises Span-
dau, Jüdenstraße 37, 13597 Berlin, Telefon:
030/322944-300, Fax: 030/322944-322, E-Mail:
kreiskantorat@kirchenkreis-spandau.de. Internet:
www.kirchenkreis-spandau.de.
Die Vorstellungen (praktische Proben und Ge-
spräch) werden voraussichtlich am 11. Juni 2018
stattfinden.

2. Im Kirchenkreis Falkensee ist zum nächstmög-
lichen Zeitpunkt eine C-Kirchenmusikstelle mit ei-
nem Dienstumfang von 75 % zu besetzen. Einsatz-
ort ist die Evangelische Kirchengemeinde Falken-
see-Falkenhagen. Die Anstellung erfolgt über den
Kirchenkreis Falkensee.
Die Stadt Falkensee liegt am Rande Berlins und
zeichnet sich durch einen großen Zuzug junger Fa-
milien aus. Die Evangelische Kirchengemeinde
Falkensee-Falkenhagen ist geprägt von einem le-
benden Gemeindeleben (www.kirche-falkenha-
gen.de).
In der Kirche Falkenhagen steht eine Schuke-Orgel
mit einem Manual, einem Pedal und sieben Regi-
stern zur Verfügung. Die Gemeinde freut sich über
eine Kirchenmusikerin oder einen Kirchenmusi-
ker, die oder der mit Liebe und Können auf die
Gemeinde zugeht und die vorhandenen Gaben ent-
faltet.

Die Kirchengemeinde bietet:
- eine fröhlich singende Gemeinde von Jung bis

Alt,
- einen Gemeindekirchenrat und ein Kita-Team,

die sich vom musikalischem Engagement be-
geistern lassen,

- ein Verständnis von Kirchenmusik als Teil der
christlichen Verkündigung,

- eine gute, vertrauensvolle und wertschätzende
Zusammenarbeit im Team der ehrenamtlichen
und hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter.

Die Kirchengemeinde wünscht sich:
- Begeisterung und Engagement bei der Arbeit in

der Kirchengemeinde,
- Bereitschaft zur Chor- und Instrumentalarbeit,
- viel Freude und Kreativität bei der Mitgestal-

tung von Gottesdiensten und Festen sowie
- Flexibilität, Aufgeschlossenheit und Bereit-

schaft zur Mitwirkung an kreiskirchlichen Ver-
anstaltungen.

Die genaue Festlegung der Arbeitsaufgaben erfolgt
in Absprache mit der gewählten Bewerberin oder
dem gewählten Bewerber bei Dienstantritt auf der
Grundlage der in der Landeskirche geltenden
Richtlinie zur Berechnung des Beschäftigungsum-
fangs von Kirchenmusikerinnen und Kirchenmu-
sikern auf C-Stellen. Die Vergütung erfolgt gemäß
Tarifvertrag der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz (TV-EK-
BO).
Weitere Auskünfte erteilen Pfarrer Olaf Schmidt,
Telefon: 033222/215531, der Vorsitzende der Kol-
legialen Leitung des Kirchenkreises Falkensee
Pfarrer Dr. Bernhard Schmidt, Telefon: 03322/
127341, sowie Kreiskantor Stephan Hebold, Tele-
fon: 03322/842332.
Bewerbungen werden bis zum 20. Juni 2018 erbe-
ten an die Superintendentur des Kirchenkreises
Falkensee, Bahnhofstraße 61, 14612 Falkensee.

3. Im Evangelischen Kirchenkreis Oberes Havel-
land ist zum 1. November 2018 eine regionale
KM 1- Kirchenmusikstelle mit 75 % Dienstumfang
zu besetzen. Wirkungsbereich ist die Region Süd-
West mit den Kirchengemeinden Velten-Marwitz,
Leegebruch und dem Pfarrsprengel Vehlefanz-
Schwante (Gesamtgemeindegliederzahl 4.708).
Anstellungsträger ist der Kirchenkreis.
Die beteiligten Kirchengemeinden suchen eine
kommunikationsfreudige Persönlichkeit, die in der
Region
- Menschen in allen kirchenmusikalischen Be-

reichen begeistert,
- vielseitig gestaltete Gottesdienste (2/WE) mit

alter und neuer Musik bereichert,
- ehrenamtliche Organistinnen und Organisten in

der Region gewinnt und begleitet,
- den regionalen, gemischten ökumenischen

Chor (25 Sängerinnen und Sänger) leitet und
- den Bläserchor (zehn Bläserinnen und Bläser)

leitet,
- in Zusammenarbeit mit der regionalen Mitar-

beiterin für die Arbeit mit Kindern und Fami-
lien sowie mit der ehrenamtlichen Kinderchor-
leiterin Kinder und Jugendliche für Musik in-
teressiert,
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- sich partnerschaftlich mit der Nachbar-Kir-
chenmusikerin (25 %, Kirchengemeinde Krem-
men) abstimmt,

- Konzerte organisiert und durchführt.
Darüber hinaus ist eine Kooperation mit der Kul-
tur- und Kinderkirche in Eichstädt (www.kultur-
undkinderkirche.de) wünschenswert.
Die Kirchengemeinden bieten:
- eine vertrauensvolle Zusammenarbeit der

Haupt- und Ehrenamtlichen in der Region,
- einen lebenswerten Arbeitsbereich im berlin-

nahen Raum (A 10; Regionalbahn; alle Schul-
formen, Einkaufsmöglichkeiten, Ärzte und
Krankenhaus vor Ort, nächste Städte: Hennigs-
dorf und Oranienburg),

- Orgeln in gutem Zustand in den Kirchen der
Kirchengemeinden (Velten II/12, Vehlefanz
I/10, Marwitz I/11) sowie weitere Instrumente
(E-Orgeln, E-Pianos),

- eine Wohnung (120 m²) in Marwitz kann be-
zogen werden.

Der gesamte, teils ländliche Einsatzbereich ist
durch Fahrradwege gut vernetzt, ein Führerschein
ist erforderlich. Durch die dortige Schwerpunkt-

setzung ist als Wohnort Velten-Marwitz zu emp-
fehlen. Die musikalische Begleitung von Kasuali-
en gehört nicht zum Stellenumfang.

Die genaue Festlegung der Arbeitsaufgaben erfolgt
in Absprache mit der gewählten Bewerberin oder
dem gewählten Bewerber bei Dienstantritt auf der
Grundlage der in der Landeskirche geltenden
Richtlinie zur Berechnung des Beschäftigungsum-
fangs für Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusi-
ker auf KM 1-, KM 2- und KM 3-Stellen. Die Ver-
gütung erfolgt gemäß Tarifvertrag der Evangeli-
schen Kirche Berlin-Brandenburg- schlesische
Oberlausitz (TV-EKBO). Näheres unter www.kir-
chenmusikerverband-ekbo.de.

Die Vorstellungsprobe ist für den 29. September
2018 ab 9:30 Uhr (ganztags) geplant.

Weitere Auskünfte erteilen Kreiskantor Helge
Pfläging, Telefon: 03987/201551, E-Mail: hel-
ge.pflaeging@freenet.de, und Pfarrer Markus
Schütte: Telefon: 03304/2094450.
Bewerbungen werden bis zum 30. Juni 2018 (Post-
eingang) erbeten an die Superintendentur des
Evangelischen Kirchenkreises Oberes Havelland,
Schulstraße 4 b, 16775 Gransee.

IV. Personalnachrichten

Die Inhalte des Abschnitts ‚Personalnachrichten‘ sind im Internet nicht einsehbar.
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V. Mitteilungen
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Die nächste Ausgabe des Kirchlichen Amtsblatts (Heft Nr. 6) erscheint am 20. Juni 2018. Redaktionsschluss
für diese Ausgabe ist der 4. Juni 2018.
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